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Litauens Anspruch auf Wilna.
Nach der politischen Volkszählung vom Dezember 1931

soll der Wilnakorridor, der die VZojewodschaften Vzilna
u n d R o w o g r o d e k umfafzt, zu mehr als der Hälfte von Polen
bewohnt sein. In der Wojewodskhaft Wilna wurden 59,9 und in
der WojewodschaftcRowogrodek 52,6 o. H. Menschen mit polnisrher
Muttersprache gezahlt. Es besteht kein Anlafz, der polnischen Zählung
ein allzugrthp Vertrauen entgegenzubringen. Auch i m J a h r e 1 9 2 1

wurden iin «Wilnakorridoretwa 55 v. H. Polen gezählt. An Hand der

Ko ii f essio n·ssta t i st i k läszt sich jedoch die Unhaltbarkeit dieser
Ziffern nachweisen.Die Polen der beiden Wojewodschaften sind (ab——
gesehen von einigen hundert Reformierten) durchweg römisch-katholisrh.
Iii der 1921 festgestellten Zahl von etwa 920000 Katholiken der beiden

erwähnten Wojewodsrhaften sind jedoch aufzer den Polen auch noch die

Litauer und Weifzruthenen enthalten. Die Litauer sind (aufzer einigen
Reformierten) und die Weifzruthenen zum Teil, zu etwa X ihrer Ge-

samtzahl, römisch-katholisch. Von der Gesamtzahl der Katholiken für
1921 sind also rund 190 000 katholische Weifzruthenen
und rund 60 000 Litauer abzuziehen, so dafz sich für 1921 eine

Zahl von höchstens 672 000 Polen in den Wojewod-
ichaften Wilna und Rowogrodek ergibt. Das sind für
Rowogrodek 27,1 v. H. und für Wilna 45,7 v. H. Polensz sür den

Wilnakorridor im ganzen ergibt sich demnach für 1921 ein polnischer Be-

völkerungsanteil von etwa 37 v. H. Polen, denen rund 50 v. H.
Weifzruthtsenens, 9 v. H. Juden und Z v. H. Littauer

gegenüberstehen.

»
Auf diese 3 v. H. stützt sich der litauische Anspruch auf Wilna. Es

ist kaum anzunehmen, dafz sich der litauische Bevölkerungsanteil bis

heute erhöht hat. Immerhin erhält der litauische Anspruch insofern
einige iiationale Bedeutung, als d i e Litauer in einig en

Kreisen an der heutigen Grenze einen erheblichen
Beoölkerungsanteil ausmachen. Von diesem Grenzstreifen
Alpg»ja in letzter Zeit auch wiederholt das Gerücht, dafz Polen bereit

ielzthn an Litauen abzutreten, wenn dieses damit die Wilnafrage als er-

lkdlgt anerkennen und geordnete, rege Beziehungen zu Polen aufnehmen
wolle. Litauenober hat für dieses Abfindungsgeschäft kein Interesse ver-—

Eos-M-GCUZabgesehen davon, dafz die Stadt Wilna als ,,historisrh e

H a U»P t st a d t L i ta u e n s« für das litauische Volk eine geradezu
Ingthlsrhe Bedeutung erhalten hat, hat man in Kauen seine besonderen
Vorstellungen oon·den Rationalitätsoerhältnissen im Wilnagebiet. Die

Angaben der polnischen Volkszählungen lehnt man dort schlechthin als
undiskutabel ab. Man geht in der Beurteilung der Wilnaer Nationali-

tätenverhältklliiFVON gfmt anderen Voraussetzungen aus als die Polen.
Vian erkennt die von diesenhier so stark in den Vordergrund geschobenen
Faktoren, Sprachzugehorigkeit, kulturelle iiberlegenheit, »polnische
Kirche« usw. nicht als masjgebendfiir die oölkische Zugehörigkeit an.

Was die sprachlicheSeite anlangt, so können die Litauer nicht in

Abrede stellen, dafz der Geltungsbereich der litauiskhen
Sprache sich schon selt Jahrhunderten im langsamen,
aber stetigen Zurückweichen nach cNorden und Westen
b efind e t. Und sie geben auch zu, dafz dieser Rückgang in den letzten
Menschen-altem besonders stark ge.wesen·ist.Ia, sie sind, da sich die

gegenwärtige räumliche Beeiigtheit ihres»Sprarhgebietesnicht ableugnen
läszt, sogar bemüht, das sprachlich oerlorengegangene
Gebiet als möglichst grosz erscheinen zu lassen. So

sagen sie, dasz der Anteil der Litauischsprerhenden an der Bevölkerung
des ehemaligen russischenGouvernements Wilna,. verschiedenen Erhebungs—-

versuchen nach zu urteilen, auf ein Drittel oder noch weniger des Anteils

zusammengeschrumpft sei, den er noch in den sechziger Jahren des vergange-
nen Jahrhunderts ausgemacht habe. Der heutige Staatspräsident S m e -

to n a hat diese Entwicklung in seiner Berliner Rede von 1917 in grofzs
zügiger Weise so ausgedrürkt: »Noch Mitte des 19. Jahrhunderts hat
fast 100 Kilometer südlich und östlich von Wian die litauische Sprache
geherrscht« Inwieweit solche Thesen zutreffen, und wo in Wirklichkeit
damals die Sprachgrenze verlaufen sein mag, das läfzt sich heute nicht mehr
einwandfrei feststellen, da es an den erforderlichen Unterlagen fehlt.
Doch trifft die Behauptung der Litauer, dafz ihr e S p r a rh g r e n z e

früher in heute polnischen oder weifzruthenisrhen
Sprachgebieten verlaufen ist, zweifellos zu. Es liegt hier
einer der seltenen sälle vor, in denen sich alle um das Wilnagebiet mit-
einander ringenden Teile grundsätzlicheinig sind.

Doch zieht jeder von ihnen aus der gemeinsam anerkannten Tat-

sache begreiflicherweise sehr verschiedenartige Folgerungen Die Po le n

berufen sich auf die durch die erwähnte Sprachverdrängung angeblich
bewiesene iiberlegenheit ihres eigenen Geisteslebens über das litauische.
Die Litauer aber treten mit einer ganz anderen Beweisführung an die

Vertretung ihrer oölkischen Forderungen heran. Sie argumentieren.
nachdem sie die Einbufze an Sprachboden einmal zugestanden haben, etwa

so: Eine nennenswerte A b w a n d e r u n g von Litauern aus der frag-
lichen Zone nach Westen oder nach übersee hat (wenigstens bis zum
Jahre 1920) nicht stattgefunden. Andererseits kann aber auch (wenig-
stens bis zum Ende des russischspolnischen Krieges i. J. 1921) weder von

einer polnischen Zuwanderung aus Kongrefzpolen ins Wilnagebiet die
Rede sein, norh war ein ins Gewicht fallendes Zuströmen weifzruthenisrher
Elemente zu beobachten. S t a m m l i ch k a n n d e m n a ch, so argumen-
tieren die Litauer, kein nennenswerter Wechsel in dem

Vestande der Landesbewohner stattgefunden haben.
Es handelt sich daher in den ehemals sprachlich litauischen Gebieten aurh
gegenwärtig noch um ,,fast reines litauisrhes Volkstum«, das lediglich durch
die Gewaltpolitik der polnischen und früher auch der russischen Macht-
haber sprachlich und z. T. konfessionell seiner ursprünglichen Art ent-

fremdet worden ist, ohne aber dadurch ein unbestrittener Bestandteil der
Völker geworden zu sein, deren Sprachen es jetzt spricht oder deren

Kirchen es jetzt angehört. Denn Menschenschlag, Brauch und Sitte,
liberlieferungen und Violksmelodiem fast immer auch idie religiösen An-

schauungen und die Erinnerung an die in nicht gar so weit ziirürkliegender
Zeit gebrauchte litauische Sprache trennen die Bewohner des umstrittenen
Siedlungsstreifens von den benachbarten Slawen. Wenn aber die

Menschen dieselben geblieben sind, so folgern die Litauer weiter, dann
kann »die nur äuszerlirheAbkehr vom alten Volkstum« auch wieder rück-

gängig gemacht werden. Gegenüber der Masse der polonisierten oder

ruthenisierten Litauer treten nach der litauischen Ansicht d i e st a m m e s -

echten Polen und Weifzruthenen, namentlich die ersteren,
an Zahl so weit zurüik, dafz sie nur eine unbeträchtliche
M i n d e r h e it in einem groleitiauiskhen Staate darstellen würden. Die
Litauer erkennen also weder das kirchliche Bekenntnis, noch die Sprache
als das im Wilnagebiet zur Zeit national Entscheidende an, sondern
verlangen auf Grund eines ,,Rasseprinzips« das
L a n d fü r sich· ,,In Litiasuen gibt es aufzer den J«u-den«,sagte Smo-

tona, »nur eine ethnographisrhe cRasse: Litauer«; und er bezog diesen Satz
auf ein Groszlitauen, das im Süden Grodno und Rowogrodek und ini

Osten Oschmjany und Swenzjani, also den gröfzten Teil des heutigen
Wilnakorridors. umfassen soll.



Diese recht künstlich anmutende Beweisführung der Litauer, die sie
ja auch — nur mit weit geringerem Recht — dem Memelgebiet und dem

nördlichen Teil Ostpreufzens gegenüber anzuwenden pflegen, erhält durch
den Hinweis auf die Stadt Wilna einen schweren Stofz. Wilna ist
die einzige Stadt des ganzen nach ihr benannten Korridors, die mit

Rücksicht auf ihre soziale Lebensform diesen Ramen verdient. In Wilna
wohnt der zwölfte Teil der Gesamtbevölkerung der beiden Wojewod-
schaften Wilna und Rowogrodek -und wurden 1921 fast vier Fünftel der
Stadtbewohner dieser beiden Wojewvdschaften gezählt. Wilna ist im
Raum von Königsberg——Riga—Petersburg-Moskau—Kiew—Lemberg
——Warschaudie einzige Grofzstadt mit 200000 Einwohnern. 1931 wurden
196 383 Einwohner gezählt. Um Wilna geht der Kampf der Geister und

Waffen seit Jahrhunderten wie heute. Ein Anspruch, der aus nationalen
Gründen auf die Stadt erhoben wird, wird auf das ganze Gebiet über-

tragen· Daher ist es für das politische Schicksal des flachen Landes be-

deutungsvoll, dasz im Gegensatz zu diesem die Stadt W ilna eine
verhältnismäßige Klarheit ihrer Rationalitäten-
ve rhältnisse aufweisen kann. Die russische Statistik von 1910

hat in WilnasStadt 52,2 v. H. Polen festgestellt, aufzerdem 40 v. H.
Juden, zusammen nur 4 v. H. Groszrussen und Weiszruthenen; und Litauer
wurden sogar nur 1,2 o. H. gezählt. Ein hiervon nur wenig abweichendes
Ergebnis hat eine Zählung der über zehn Jahre alten Stadtbewohner
gehabt, die w ä h r e n d d e s K r i e g e s von »der deutschen Besatzungs-
behörde durchgeführt worden war: Von den damals rund 137 000 er-

fafzten Personen waren die Hälfte Polen, 4Z,1 v. H. Juden, 2,7 (gleich
3700) Litauer, ferner 2000 Weiszruthenen, 2100 Groszrussen und etwas

über 1000 deutsche Zivilpersonen. Für 1 93 1 weist die polnische Statistik
rund 130000 Einwohner mit polnischer Muttersprache aus; das sind
60 v. H. Unter den knapp 67000 mit anderer als polnischer Mutter--

sprache stehen die Juden weitaus an erster Stelle. Litauer gibt es auch
heute in der Stadt Wilna nur einige Tausend. Diese treten dort

trotz Schulen und Verbänden nicht hervor.
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Die Stadt ist mit den sie umgebenden Dörfern und Gutshöfen ein

kräftig wirkender Vorposten polnischen Lebens,
mit dem sich viele der gröszten Erinnerungen der polnischen Geschichte
verbinden. Immerhin sind neben die Polen, die im altpolnischen Reiche
und zum Eeil auch im letzten Jahrhundert die einzige und durch ihre
Geschlossenheit fast allmächtige Gebildetenschicht des Landes und vor

allem der Stadt Wilna dargestellt haben, im Laufe der letzten MensclØns
alter die Angehörigen der anderen erwachenden Völker als Eeilnehmer
am geistigen Leben getreten. Keines der Völker und keine der Kon-

fessionen, die im Laufe einer 700jährigen Geschichte um die Stadt mit-
einander gerungen haben, hat aus ihr eine geistige und künstlerischeEin-
heit zu gestalten vermocht. Im Vergleich mit dem (einst) heiligen Moskau
und dem ehrwürdigen Kiew fehlt dieser Stadt der 60 Kirchen jeder
durch den Anblick stetigen Wachstums versöhnende Zug. In Bau-
fvrmen und Lebensart fehlt ihr die Harmonie und Geschlossenheit dieser
anderen, imi Schofze breit gelagerten Volkstums eingebetteter Lebens-

zentren zweier Völker an Moskwa und Dnjepr. So ist es auch in Po-

litischer Hinsicht. Trotzdem Wilna nur geringe nichtpolnische (und nicht-
jüdsische)Bevsöslkeriungsteile aufzuweisen hatte, wurde es doch ein

Ausgangspunkt nativnsalllitauischer Blestrebungen
und eine Zentrale der jungen weifzruthenischen Be-
wegung, wie es zugleich russisches Verwaltungszentrum
der Rordweistgebiete war und eine Mittel-stelle ostjüdischen
G eistes l e b ens ist. Es hat von allen Grofzstädten Europas in
nationaler Hinsicht die eigentümlichsteLage und die ungewisseste Zukunft.
Die Stadt ist ein Symbol dreier Völker. Sie ist im Bewußt-
sein des litauischen Volkes tief verwurzelt. Aber es ist schwer feststell-
bar, wie die Litauer, wenn ihnen diese Stadt zufiele, gegen den dort
weit iiberlegenen polnischen Einflufz aufkommen wollten. Das litauische
Volkstum ist in sich noch nicht gefestigt genug, um die nationale Be-

lastung durch eine nichtlitauische Grofzstadt ohne Schaden für seine Weiter-

entwicklung heute schon ertragen zu können. Dr· K r e d e l.

Leitfätze der polnischen Aufzenpolittk.
Das Wilnaer ,,Sl o w o« kann heute neben der ,.Gazeta Pol"s-ka«

als diejenige polnische Zeitung angesehen werden, in der die Wege
und Hintergründe der polnischen Aufzenpolitik ihren
treffendsten Ausdruck- finden. Die Zeit, in »der idas »S«lo·wos«mit seinen
aufzenpoilitischen Betrachtungen nichts anderes als ein interessanter
Aufzenseiter des polnischen Regierungslagers swar, ist heute vorbei.
Die politischen Ideen, dsie in diesem Blatt seit Jashren propagiert wor-

den sind, oihne friüsherin Warschau viell Anklang zu finden, treten heute
immer deutlicher als die Leitsätze der polnischen Auszen-
politik hervor. Es ist daher von besonderem Interesse, zu hören,
was das ,,Slowo« in einer Polemik mit dem Rationaldemokraten

Prof. Stronski kürzlich über die politische Situation, in der sich Polen
befindet, gesagt hat. Der Verfasser dieses Artikels ist der bekannte

konservative Regierunnglocksabgeordnete usnd Hauptschriftleiter des

,,Sl«o-wo«,Mackiewicz Einige Sätze dieses Artikels, die man

geradezu als die Hauptthesen der von Oberst Beck geleiteten Aufzen-
politik Polens bezeichnen kann, seien hier wiedergegeben:

liber den Völkerbund heiszt es: »Der Völkerbund war nur

ein Pseudonym für eine politische Zusammenarbeit Frankreichs iunsds

Englands mit Deutschland. Seit dem Augenblick, sda die Zusammen-
arbeit mit Deutschl-and- aufgehört hat, ist das ganze Ansehen des

Völskerbunsdes zusa-mmesngebrochen.«
Das polnisch- französsische Bündnis charakterisiert

Mackiewicz wie folgt: »Es ist unnormal, da es, mit Rücksicht aus
Deutschl-and abgeschlossen, so funktioniert, dasz «der eine Bundesgenosse,
nämlich Frankreich, eine immer friedlichere Politik gegenüber
Deutschland führt und alle sich hieraus ergebenden Ge-
winne einheimst, während sder zweite Bundesgenosse, nämlich
Polen, seine Beziehungen zu Deutschland immer mehr verschärft
und auf diese Weise einseitig die Lasten trägt. Heute sind
idie Rollen vertauscht. Das Bündnis besteht auch weiterhin, nur ist
Polen lheute Deutschl-and gegen-über der friedliche und Frankreich der

Sicherheit suchende Teil. . . . M it sde m A.-u g e nb l i ck , d a-

unsere Politik gegen-über Deutschland aufhörte,
,,kriegerisch« zsu sein, hörte die französische Poli-
tsik gegenüber Deutschland auf, ,,friedlich« zu sein«

überidie jetzigen Bemsühiungen Frankreichs um ein

,,0stlocarno« sagt Mackiewicz: ,,Damals, als Deutschland uns

angristf (gemeint ist die Revisionspropaganda.), bemühte sich Frankreich
nicht um ein Ostlocarno (an dem Polen damals viel gelegen war).
. . . Das Wesen des Ostlocarno (das heute von Frankreich propagiert
wir-d) werden wir erst dann ganz verstehen. wenn wir uns vergegen-

wärtigen, dasz es keine französischen Bemühungen um ein Ostlorarno
gegeben hätte, wären nicht die Unterredsungen Hitlers mit Wiysocki,
wäre nicht lder Pakt vom 26. Ianusar 1934 gewesen, hätte es diese
ganze Politik der Entspannung in »den deutsch-polnischen Beziehungen
nicht gegeben, sondern hätte Polen in demselben Cempv, in sdem vor-

her die idisotischen Meeresfeste (in Gdingen) veranstaltet wurden,
gerufen, dasz es bedroht sei, hätte es iseine öffentliche Meinung gegen

Deutschland mobilissiert, seine Presse-. Zoll-, Propaganda- und

sonstigen Kriege gegen Deutschland geführt. Wenn wir usns das alles

vergegemvärtigen, so werden wir verstehen, dasz wir der Wahrheit am

das Ostlocarnon als einen

sdeutschfeindlichen Schachzug, als das Bestreben
Frankreichs bezeichnen, die Stellung zurückzu-
gewinnen, die es in der Zeit ider Politik Zalesksis
hatte, als Frankreich sowohl den Frieden als auch
die Sicherheithatte,währendsein Bundesgenosse,
also Polen, viom Frieden ülbershaupt nicht reden

kivnnte,se«ineSichersheitabervondeernadeFrank-
reich s abhin g· . . Das Gefühl unserer Sicherheit war gefährdet
durch häufige Artikel in der französischenPresse, sdie sichsden Kopf
darüber zerbrach, ob man Deutschland nicht doch den Korridor abtreten

nächsten kommen. wenn wir

sollte·...D-as Bsünidnis mitFrankreich nahmfür uns

wiederholt lden Charakter einer Ergebung auf
Frankreichs Gnade und-Ungna.de an.... Das jetzige
Qstlocarno zielt darauf ab. Polen der Möglichkeit einer freien Wahl
seiner Bundesgenossen zu berauben, um ihm wiederum den Eharakter
»semlper fidelis« (immer treu) zu geben und aus ihm wiederum
einen Vasallen zu machen«

Mackiewicz hofft auf eine Wendung Deutschlands nach
Siüidsosten; er sagt: »Man musz bedenken, dasz infolge der deutsch-
polnsischen Entspannung ein offenbarer Angriff Deutschlands auf den

Anschlufz in die Erscheinung getreten ist, dies ruft eine für
uns durchaus beqiueme Umgruppierung der Krise
h e r v v r. Italien verbindet sich mit Frankreich. Die Last der Aufrecht-
erhaltung der Bestimmungen des Versailler Diktates, die früher . . . aus-

schlieleich uns belastete, ist heute von unseren Schultern genommen; und das

Versailler Diktat wird heute in erster Linie von einem anderen ver-

teidigt.«
liber das poln-ischs-litauische Verhältnis sagt Mackie-

wicz: »Ich ibin Pessimicst in bezug asuf Litauen, auf sdas man in keinem
Falle rechnen kann. Wir irren hier dauernd, da wir irren wollen, da
wir dem Sentiment folgen, das eine Versohnungwill. A b e r L i t a u en

wird sich mit uns nicht versöhnen; ja« ich wage sogar
sdie Behauptung, dasz es »sichmit uns nicht versöhnen
k a n n.« (In dieser Frage scheinen einige Regierungskreise freilich
noch anderer Meinung zu sein als Mackiewicz.)

Die Rsolle Ruleands kennzeichnet Mackiewicz so: »Die
Formel der polnischen Politik, die vollkommen

automatisch tätig ist, besagt, dasz die Konjunktur
Polens dann gut ist,wennBerlinundPetersburg
tMoskau) miteinander in Unfrieden leben, dasz die

KonjunkturPolensschlechtist,wennsichdiesebeiden
politischen Zentrenvertragen.. .. Die französi·sch-ru«ssische
Annäherung war im l9. Iahrshundert nur insoweit vorteilhaft für uns.

als sie Ruszland von dem Bündnis mit Deutschlands ablenkte. Unter
den gegenwärtigen Bedingungen aber ist eine

französisch-rus-sische Annäherung für uns durch-
aus ungünstig. Frankreich zielt darauf ab, uns des Eiharaskters
eines für Frankreich notwendigen Bundesgenossen zu entkleiden. .

Aber an seinem russischen Bundesgenossen wird Frankreich eine Ent-

täuschung erleben. Die politische Aktivierung Ruleands
in Europaistein gefährliches Spiel.«
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Der Weltbund der Polen.
Der Oberste Rat des Weltbundes der Polen.

Der Weltbund der Polen wird von einem Obersten Rate ge-

leitet, dem hervorragende Vertreter der ,,volkspolnischen«Arbeit in

der Heimat und im Ausland angehören. An sich sind Heimat und Aus-

land zwar paritätifch vertreten. Da aber die Zentrale des Weltbundes

ihren Sitz in Warschau hat Und hier auch das Schwergewicht
der Arbeit liegt, ist die Führung des Vundes von der Hei-
mat ans durchaus gesichert. Im Rat sitzen 18 Heimatpolen, die

bisher schon in der volkspolnifchen Arbeit hervorgetreten find. Das

polnifche Pfadfinderwesen ist durch A msb rsozie w i cz und Ol-

bromski vertreten. Das Warfchauer Institut für Zusammenarbeit
mit dem Ausland hat von feinen führendenMitgliedern Oberftleutnant
F u l a r f ki und den Sejmabgeordneten Leopold T om a s z k i e w i cz
am Obersten Rat des Weltbundes beteiligt. Dem Rat gehört ferner an

der Generalsekretär des Forschungsinftitutes für Rationalitätenfragen in

Warschau, Stanislaus Paprocki. Der Wesstmarkenoerein list durch
den Direktor feiner VZarfchauer Delegation, Mieczgslaw Z a l eski ver-

treten. Durch denselben und den Abteilungschef im Kultusminifterium
Kowalkowski, ferner durch den Vorsitzendendes Hilfsvereins für
die polnischen Kinder und Zugendlichen in Deutschland, H e l czynfki,
findet das auslandspolnische Schulwefen im Obersten Rat feine Ver-

tretung. Dem Rat gehören weiter an der Professor des polnischen
Ggmnasiucns in Dsanzig und Schriftleiter des ,,Grgf« Wiladglaw
Pniewski, der Schriftsteller Goetel und acht weitere Persön-
lichkeiten, zu denen als 19. Heimatpole nach der bisherige Vorsitzende
des im Iaihre 1929 gebildeten und jetzt aufgelöftenOrganisationsrates
der Auslandspolen, Iuljan Szgmanfki, htnzutritt.

Von den auslandspolnischen Gruppen find im Obersten
Rat vertreten D e utschland durch Pfarrer Dr. Domanfki-—Zakrzewo
und Dr. Kaczmarek-Verlin, die chh e ch oflo w a k ei durch Dr. Vu-

zek und Dr. Wolf, F ra n k r esi ch dukkb Kalinowfki und Stefan Reser;
Diese drei Ländergruppen sind.durch je zwei Mitglieder beteiligt. Alle

übrigen gröfzeren auslandspolnifchen Gruppen haben je einen Vertreter
im Obersten Rat, und zwar L itau e n: Vudzgnski, K a n a d a: Du-

bienski, A r g e n t i n i e n : Ksowalewfki, R lu m ä n i e n: Prälat Luka-

siewicz, B r a si l i e n : Roman Paul, O st e r r e i ch: Tenenbaum und
«

L ettla n d : Wilpifzewski. Bei den auslandspolnifchen Ratsmitgliedern
handelt es sich in der Regel um die Führer der betreffenden Landes-

gruppen. Zu den aufgeführten sollen noch fünf Vertreter der Polen in
den Vereinigten Staaten hinzukommen, die jedoch bisher den Veitritt

zum Weltbund abgelehnt haben. Somit besteht in feiner gegenwärtigen
Zusammensetzung (ohne USA) der Oberste Rat aus 19 Heimatpolen und
13 Auslandspolen. Der Vorsitzende des Weltbundes ist
der Senatsmarfrhall Wladyslaw Raczkiewicz, der Direktor des
cBiüros ist Stesan Lenarto w i cz, »der bisher schon das Vüro des

Organisationsrates geleitet hat und gleichzeitig eine führende Stelle im

Warschauer Institut für Zusammenarbeit mit dem Ausland bekleidet.

Das Arbeitsprogramm.
In der Schliufzfitzungdes 2. Ksongresses der Auslandspolen wurde

nachstehende prosgramatifche Entschließung gefafzt:
·
»Die 2. Tagung der Auslandspolen stellt fest, dafz die Psolen, wo

Immer sie leben, eine gefchlofisene völkische Einheit
bilden, solidarisch in der Tätigkeit zugunsten des polnischen Vlolkes

End-lin dem Wunsche nach Vertiefung und Entwicklung der polnischen
u tur...

»

Der Ksoingrefzspricht die liberzesugung aus, dafz der unter den
Volkern verbreitete Hsafzden Frieden bedroht und den wirtschaftlichen
Aufbau der Welt hindert, dsasz nur »das harmonische Zu-
sammenleben der Völker in der Anerkennung und

Achtung des Lebensrechts eines jeden imstande ist,
allen Menschen die gleiche Teilnahme an den Wohltaten zivilisierter
Friedensaubeit zu sichern.

Der Kiongreszbemerkt, dafz die Arbeit für das polnifche Volk d a s

loyale Verhältnis der Ptoslen in der Fremde zu ihrer Um-
ngUkIg Und Zur Staatsgewalt des Landes, das sie auf-
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, sin keiner Wieise zu stören vermag. Ism Gegenteil, die

ORDNUmean gegenüber dem Einwanderungsland müssen mit der

grofztenAzufklkhtlgkeitbeobachtet werden, und »die Teilnahme am

O«ff«1«l«ch2«11Leben des Einwansderusngsslandes musz
der CshxgelietMS jeden Psolen fein. Dieser Standpunkt ist für die

Polen in 1der Fremde als beste Viürgschaft anzusehen, dsaszihre Rechte
auf freie ksulturelleEntwicklung in den Ländern, in denen sie leben,
nicht nur garantterhsondern aiuschbeachtet werden.

Vei aller Wsukdlgung der nationalen Arbeit der Polen im Aus-
lande legt der Kongkeft eln besonderes Gewichtan die
Arbeit unter der Jugend, weil sdsiesedie Sorge usm die Er-

haltung des nationalen Lebens der breiten Schichten der Ausslandpolen
asus unsern Händen ZU Ujbeknøhsmenhat«

Der Ksongrefz hat M) Ali-Obekannt Zur liiberordniung des Volks-
tums üiber den Staat, zur Achtung vsor fremden Vsoslskstum und zur

Osogalität der Volksgruppen gegenüber den Gasstftaaten Man wiindi die

Praxis abwarten müssen· Rath Allem, was man von polnischer Seite

gehört hat und hört, soll diefes Vekenntniss des Kongresses keine
neue Einftellsung Psolens in dieer Stagktl bedeuten. Es wir-d viel-

mehr behiaiuptet: das alles sei-schonvon jeher die polnifche Auffassung
gewesen, nach diesen Grundsatzen sei sowohl der polnifche Staat seit

jeher tätig gewesen und hätten auch die polnifchen Volksgruppen im

Auslande feit jeher gelebt. Das aber kann man msit guten Grün-den
bezweifeln.

Ubertriebene Zahlen.
Im ,,Dzien Pomorfki« (Rr. 162 vom 14. August) wurden A n g a b e n

über die Stärke der polnischen Volksgruppen und

-fplitter im Ausland gemacht. Es handelt fich, was besonders
betont werden mufz, nicht um exakte statistische Angaben, sondern um

S ch ä tz u n g e n , bei denen mitunter — wie vor allem im Falle Deutsch-
lands — grofzzügignach oben ,,abgerundet«worden ist. Statistischen Wert

haben diese Angaben im allgemeinen nicht; fie seien nur deshalb an-

geführt, weil sie in Polen geglaubt werden und weil sie in manchen
Fällen dazu herhalten müssen, bestimmte politische Forderungen Polens
anderen Staaten gegenüber zu begründen. Im ganzen werden im ,,Dzien
Pomorfki« etwa 8,5 MillionenAuslandspolen geschätzt.
Diese verteilen sich wie folgt:
U. S, A. 4 500 000 Mandschurei 5 000

Deutschland 1250000 Schweiz 2000

U. d. S. S. R 1 000 000 Mexiko 2 000

Frankreich 700 000 Paraguay . 2 000

Vrafilien 275 000 Finnland 1 000

L i t a u e n . . . . 200 000 Holland 1000

Tschechoslowakei 200000 Italiee 1000

Argentinien . . . . 120 000 Kuba 1 000

Kanada 120 000 Ehile . 1 000

R u m ä n i e n 90 000 Australien . . . . 1 000

Lettland 70000 Peru . . . . . . 500

Velgien 40 000 Marokko . . . . . 500

Ungarn 15 000 Algier · . . . . . 500

Zugoflawien 15 000 Tunis . . . . . . 500

Eftland 15 000 Türkei . . . . . . 350

Dänemark . . . 12 000 Vulgarien . . . . 300

Ofterreich . . . T 10 000 Schweden . . . . . 200

Uruguag 10 000 Mittel- u. Südafrika . 200

England 5 000

Rach diesen Schätzungen sollen in —de n P o le n u n m itte l -

b ar b e n a ch b a r t e n S t a a t e n , Deutschland, chhechei, Ru-

mänien, Sowjetruleand, Oettland und Litauen, also 2 8 1 0 0 0 0

»Polen« wohnen. In den übrigen europäischen Staaten

foll es 817 850 ,,Polen« geben. Mehr als die Hälfte aller Auslands-

polen, nämlich 4,5 Millionen, fiedeln obigen Schätzungen zufolge in den

Vereinigten Staaten. Für die übrigen überseeischen
L ä n d e r werden zusammen 539 200 »Polen« angegeben, die fast rest-
los auf Vrafilien, Argentinien und Kanada entfallen·

’

Eine Polnisch-Amerikanische Historische Gesellschaft in Ehikago.
Kürzlich wurde, dem ,,Dzien Pomorski« zufolge, in Ehikago eine

PolnischsAmerikanifche Historische Gesellschaft ins

Leben gerufen. Die Aufgabe dieser Gesellschaft wird in erster Linie

die Errichtung eines -Museums der Polnischen Emi-

gration in Amerika fein. Dieses Museum soll Kunde geben
»von den Verdiensten und der außerordentlichen Tatkraft der ameri-

kanischen Polen während des Weltkrieges«. Ein anderes der Haupt-
ziele dieser Gesellschaft wird die Sammlung historischen Materials

sein, das auf die ersten polnifchen Einwanderer in Amerika Bezug hat.
Die Gesellschaft hat die Absicht, mit ähnlichen Instituten in Polen
zusammenzuarbeiten und die polnischen Institute mit Doppelstücken
wichtiger Dokumente usw. zu versorgen.

Mitglieder der Polnifch-Amerikat1ifcl)en Historischen Gesellschaft
sollen nach dem Gedanken des Organisators Leon T· Walkowirzs
nur verdiente Männer des öffentlichen Lebens und Freunde der Ge-

schichte des polnischen Volkes fein. Der Nationalität nach können
dies sowohl Polen als Amerikaner fein.

Die polnischen studenteus in Deutschland.
Während des Kongresfes der Auslandspolen in Warschau hielt im

Warschauer Polgtechnikum ein Mitglied des Hauptvorstandes des

Polenbundes in Deutschland und Gründer des Vundes der polnischen
Studenten, namens Murka, einen Vortrag über die Lage der
in Deutschland ftudierenden Polen. Nach seinen Angaben studieren
z.Zt. etwa hundert Polen vor allem an den Universitäten
Berlin, Vreslau und Königsberg Sie entstammen meist
Landwirts- und Arbeiterkreisen und haben deutsche Gymnasien be-

endet· Sie werden vom Vund der Polen unterstützt,der an den ge-
nannten drei Univerfitäten Studentenheime unterhält. Es gibt
drei Vereine der polnifchen Studenten, die demnächst
zu einer einheitlichen Organisation vereinigt werden sollen. Das Zu-
fammenleben mit den deutschen Studentenorganifationen hat sich nach dem

Vericht Murkas, den die ,,Gazeta Polska« wiedergibt, jetzt besser ge-

staltet, als es früher war. Früher traten die Polen nirht weiter her-
vor, nach der Machtübernahme durch die Hitlerregierung hätten fie der

,,Deutschen Studentenfchaft« beitreten müssen. Sie wollten dies aber

nicht und wandten sich daher an das Ministerium, das schlieszlich mit

den Polen eine Ausnahme machte und fie von dem Zwang, der ,,Deut-
schen Studentenschaft«anzugehörembefreite.
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Die polnifche Aus- undRückwanderung1927—1933.
Das polnische Statistische Hauptamt veröffentlicht die Zahlen über

die Auswanderung aus Polen und die Rückwande-

rung nach Polen in den Jahren 1927—1933 sowie im

ersten Halbjahr1934. Den Höhepunkt der Auswanderuug
hatte das Jahr 1929 aufzuweisen, in dem insgesamt 243 442 polnische
Staatsangehörige ihre Heimat verliehen. Von diesen begaben sich 178 132

nach dem europäischen Auslande und 65 310 nach den überseeischen
Ländern. Dieser Auswanderungsziffer stehen 1 0 4 5 0 Z R ü ck -

w a n d e r e r g e g e n ü b e r , von denen 97 932 aus den europäischen
Ländern zurückkehrten,während aus iibersee nur 6579 heimkehrten. Diese
hohen Zahlen haben ihre Begründung in der grofzen A u s wa n d e -

rung von politischen Arbeitern nach Frankreich und
in der starken Wanderungsbewegung von S a i so n a r b e i te r n n a ch
D e u t s ch l a n d. F r a n k r e i ch nahm 1929 81500 Auswanderer auf,
D e u t s ch l a n d 87 247, von welcher Zahl etwa ·80 000 auf Saison——
arbeiter entfallen· Während in diesem Jahre nur 8448 Rückwanderer aus

Frankreich zurückkehrten,waren es 82 003, die aus Deutschland zurück-
kamen. Was die Auswanderung nach den überseeischenLändern an-

betrifft, so waren, infolge der strengen Einwanderungsbestimmungen in
den Vereinigten Staaten, vor allem K a n a d a

, das 21 703, A r g e n -

tinien, das 21116, und Brasilien, das 8732 polnische Staats-

bürger aufnahm, das Ziel der polnischen Auswanderer. Die V e r —-

e i n i g t e n S t a a te n nahmen nur 9309 polnische Auswanderer auf.
Aus libersee kehrten im Jahre 1929 6571 Rückwanderer heim.

Mit Beginn der Weltwirtschaftskrise geht auch die

Auswanderung zurück. l 9 30 verlassen 2 1 8 38 7 polnische Staats-
angehörige ihre Heimat; sie finden hauptsächlich in F r a n k r e i ch
(86 500), in D e u t s ch l a nd (77 540) Arbeit-, 46 534 wenden sich nach
den verschiedenen Ländern Amerikas. I m J a h r e 1 9 3 1 ii b e r -

wiegt bereits die Zahl der Rückwanderer die der
Au s w a n d e r e r. 76 005 verlassen Polen, aber 87 678 kehren zurück·
Die Zahl der Auswanderer nach D e u t s cl) la n d beträgt 32 302, die
der Rückwanderer aus Deutschland dagegen 45 689. F r a n k r e i cl)
nahm zwar noch 28 396 polnische Arbeiter auf, aber 26174 kehren von

dort zurück.

Im Jahre 1932 wanderten blofz 2 1 439 Personen aus.

Deutschland hat seine Grenzen infolge seiner ständig au-

steigenden Arbeitslosigkeit gänzlich geschlossen; nur 388 Aus-

wanderer, zumeist aus Ostoberschlesien und dem Posenschen, gehen nach
Deutschland, während 1470 von dort zurückkehren.8133 Auswanderern
nach F r a n k r e ich steh e n 25 126 Rückwanderer aus diesem Lande

gegenüber.
Im Jahre 1933 steigt die Zahl der Auswanderer etwas an;

sie beziffert sich auf 35 525. doch kehren 18834 Rückwanderer in

diesem Jahre heim. Frankreich ist jetzt das Land, das die

meisten Auswanderer aus Polen aufnimmt. Es sind
nicht mehr Bergleute, sondern zumeist u n g e l e r n t e A r b e i t- e r

aus den östlichen Gebieten Polens, die in einer Zahl von

11427 in Frankreich Arbeit und Brot suchen, aber 10172 kehren von

dort wieder zurück. Die Zahl der Aus- und Rückwanderer D e utsch s-

la nd s nach Polen hält sich die Waage; 701 Auswanderer stehen
704 Rückwanderern gegenüber. Im Jahre 1933 gingen fast 50 P r o -

zent der Auswanderer nach libersee,und zwar 17167. Von

dieser Zahl entfallen allein 10344 auf Palästina.
Im ersten Halb j ahr 1934 sind 17037 polnische Staatsangehö-—

rige ausgewandert; 8700 in europäischeLänder, 8733 nach libersee. Roch
immer suchen 5063 Auswanderer in Frankreich Arbeit und Brot,
aber 8840 sind in der gleichen Zeit heimgekehrt. In der Zahl der

nach liberseee Ausgewanderten sind 4220 nach Palästina gezogen.
Verglichen mit der gleichen Zeit des Vorjahres, in welcher 18 199 Aus-
wanderer 10473 Rückwanderern gegenüberstanden,ergibt sich, dasz die

Zahl der Auswanderer um 1162 kleiner geworden, die Zahl der Rück-
wanderer jedoch um 633 angestiegen ist.

Die Zahlen der Auswanderer nach Palästina vom Jahre
l929—1933 sind folgende: 1883, 2379, 1335, 2879, 10 344, die Zahl der
Rückwanderer: 563, 179, 191, 109 und 66. Während im Jahre 1927

840 Auswanderer nach Palästina 4495 Rückwanderern gegenüberstehen
uud im Jahre 1928 383 Auswanderer 754 Rückwanderern, steigt vom

Jahre 1929 die Zahl der PalästinasAuswanderer beständig,während die

Zahl der Rückwanderer fortgesetzt abnimmt.

Negierungserklärung zu den
Am 15.August sprach Senatspräsident Dr. Rauschning

vor dem Danziger Volkstag über die am 6. August ab-

geschlossenen Wirtschaftsverträge mit Polen. Eine Aus-

sprache über die Verträge fand nicht statt. Dafz die Verträge von

Danzig eine Reihe nicht unwesentlicher Zugeständnisseforderten, dar-

über ist sich auch die Danziger Regierung im klaren. Ob sie sich be-

währen werden, das kann erst die Praxis erweisen, das hängt in aller-

erster Linie davon ab, wie Polen sich in Zukunft der Freien Stadt
gegenüber einstellen wird, ob es z. B. ein Recht wie das, die Ab-

berufung der leitenden Persönlichkeiten des Danziger Zolldienstes zu

fordern, mit derselben kleinlichen Geschäsftigkeithandhaben wird, mit-der
es bisher den Danziger Wirtschaftsbetrieb stets zu stören und zu liber-

fremden bestrebt war. Es ist angesichts der Tatsache, dafz Erfolg oder

Miszerfolg des Vertragswerkes in weitgehendem Masze von Polen ab-

hängig sind, wichtig festzustellen, dasz d er Abschlufz d er für
zwei Jahre geltenden Abkommen nur unter Wah-
rung des beiderseitigen Rechtsstandpunktes er-

folgt ist, dasz Danzig also auch jetzt keineswegs end-

gültig auf die ihm vertraglich zustehenden Rechte
verzichtet hat, um die seit Jahren ein heftiger,
aber letztlich unfruchtbarer und erfolgloser Kampf
vor den Instanzen des Völkerbundes geführt
worden ist. Gerade die Erkenntnis der Unfruchtbarkeit dieses
Streites hat die nationalsozialistische Regierung dazu veranlaßt, eine

praktische Lösung der schwebenden Streitfragen in direkten Verhand-
lungen mit Polen und, ausgehend nicht vom formalen Rechtsstandpunkt,
sondern von der harten Wirklichkeit zu suchen. Sie hat den Versuch
gewagt, anstatt sich auf einenzwargünstigen,aberunrealisier-
baren Rechtsstandpunkt zu versteifen, aus einer widrigen
Wirklichkeit für die Freie Stadt das beste herauszu-
holen. Aus der Rede des Senatspräsidenten Dr. Rauschning
seien im folgenden einige bemerkenswerte Stellen wiedergegeben:
»Schon im Vorjahre war es die Absicht beider Regierungen, über

die schwierige Frage der vollen Ausnutzung des Danziger Hafens hin-
aus die wichtigsten wirtschaftlichen Streitpunkte und damit in gewissem
Zusammenhang stehende Fragen des Zolls zu beseitigen. Die beider-

seitigen Regierungen nahmen jedoch derart voneinander abweichende
Stellungen zu den einzelnen Problemen ein, dasz eine befriedigende
Lösung zunächst nicht erreichbar zu sein schien. Die gegenteilige Bes-

urteilung war nicht zum geringsten auf die noch fehlende Einsicht in die
beiderseitigen Ziele und Absichten, auf das noch schwache Verständnis
für die Lebenserfordernisse des Vertragspartners und auf geringes
Zutrauen in die Rachhaltigkeit und Veständigkeit des Willens zur
Zusammenarbeit zurückzuführen. . . .

»Wenn jetzt auch nicht der gesamte Komplex der zwischen Danzig
und Polen bestehenden Streitigkeiten restlos fortgeräumt wurde. so
darf doch nunmehr mit Genugtuung festgestellt werden, dasz über-
wiegend die schwierigsten Fragen mit der Aussicht

Danzig-polnischen Abkommen.
auf Dauer gelöst werden konnten, so dasz von einer Gestaltung
normaler und darüber hinaus freundlicher Beziehungen im Sinne
gegenseitiger Ergänzung zwischen den beiden Vertragsparteien ges-
sprochen werden kann.

»Die Präambel des Albkomsmens über sdie Bsete i l i gun g d e r

Freien Stadt Danzig an den polnischen Einfuhrs
kontingenten betont mit besonderem Rachdruck den Wunsch, im

gegenseitigen Interesse eine engere Verbindung und Zusammenarbeit
des Danziger und polnischen Wirtschaftslebens zu erreichen. In einem
weiteren Abkommen wird unter Aufrechterhaltung des

beiderseitigen Rechtsstandpunktes dem gegenseitigen
Wunsch nach möglichster Erleichterung im Verkehr mit
Tieren usw. Rechnung getragen. Die nachdriicklichste Bekundung
des Grundsatzes enger Zusammenarbeit, der sich auch in den weiteren
Abkommen ausprägt, findet sich jedoch in der Aufhebung der

bisherigen Wirtschaftskontrollen im Verkehr von

Danzig nach Polen, die eine schwere Belastung der Danziger
Wirtschaft im gemeinsamen Zollgebiet und eine ernste Verhinderung
eines guten Einvernehmens mit Polen bedeuteten. Es sei daher mit

besonderer Genugtuung Wert auf die Feststellung gelegt, dafz durch
die Aufhebung der Kontrollen ein seit mehreren Jahren bestehender
besonders unglücklicher Zustand beseitigt worden ist, . . . wenn auch
eine vertragliche und rechtlich allgemein gültige Regelung gewisser
Zollfragen, wie der Staffelzölle, der Exportprämie und
der Kompensationen noch nicht erzielt werden konnte. Die
beiden Regierungen werden über diese noch offen gebliebenen Teil-

fragen in nächster Zeit in weitere Verhandlungen
eintreten. . ..

»Ich möchte daran die zuversichtlicheErwartung knüpfen,dasz auch
die Durchführung in den Einzelheiten den gleichen
Geist loyaler Rücksichtnahme aufweisen wird, den die Abkommen
bergen, wie wir uns andererseits nicht die Möglichkeit von

neuen Streitfällen und Meinungsverschiedeus
heiten ganz verhehlen Das liegt in der Ratur der Sache und in
der Unübersehbarkeit der künftigen wirtschaftlichen Entwicklung
Immerhin ist auch besonderen Erfordernissen zukünftiger Wirtschafts-—-
tendenzen in Danzig

»
durch die Abmachungen Rechnung getragen

worden. Ein S ch l i ch tu n g s v e r f a h r e n ,
das für Streitfälle

eingeführt ist, gewährt die Möglichkeit eitler besonders
beschleunigten Regelung. Danzig erblickt gerade in der
bisherigen Langfristigkeit des Schlichtungsverfahrens nach Artikel 39

der Pariser Konvention ein schädigendes Moment. das zu einer Ver-
steifung der gegenseitigen Stellungnahme führen muszte und eine, der
Mitursachen war, die zu dem bisherigen Verhältnis zwischen Danzig
und Polen geführt haben. . . Die neuen Abkommen räumen uns ein e

Reihe von Rechten ein, sie bedeuten zugleich für uns neue

Verpflichtungen. Ich möchte es jedem überlassen,selbst abzu-
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wägen, ob Rechte und Verpflichtungen in einem für uns ertragbareii
Verhältnis stehen. . . .

,

»Die jetzigen Abkommen bedeuten in der wirtschaftlichen Tendenz
der Freien Stadt keine grundsätzliche Änderung Die

stärkere Anpassung an die polnische Wirtschaftspolitik bedeutet keines-

wegs den Verlust der besonderen selbständigen Bedeutung Danzigs als

Wirtschaftsfaktor. Ich möchte dabei mit ganz besonderem Rach-
druck darauf hinweisen, daß die Abkommen keinen Bruch mit

den Jahrhunderte alten traditionellen Beziehun-
gen Danzigs zu den übrigen Nationen Os-— und Rordosteuropas
(England, Skandinavien und Rußland) und des Südostens bedeuten,
sondern daß Danzig iin ivohlverstandenen Interesse des gemeinsamen
Zollgebietes unseres Bertragspartners nunmehr erst recht befähigt
sein wird, sie ohne die bisherigen Koinvlikationen wahrzunehmen.
Es liegt niir dabei ganz besonders am Herzen, die Jahrhunderte alten

Beziehungen zum Großbritannischen Reiche zu erwähnen. Daß sich
die innige Beziehung zum Deutschen Reiche in

wirtschaftlicher wie besonders kiiltureller Hin-
si cht von selbst versteht, bedarf keiner Erörterung. Es besteht dem-

nach auch kein Anlaß, für den unzweifelhaft deut-

schen Charakter des Danziger Staates infolge der
Abkomnien irgendwelche Befürchtungen zu begen:« Fur
ihren Abschluß war die klare Anerkennung desselben die unerlaßliche
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Voraussetzung Danzig hat seine Mission als Mittler aus dem Ost-
und Südostraum zu Rords und RordwestsEurova iahrhundertelang
erfüllt, ohne seinen eigenen nationalen Charakter einzubüßen. Wir

tragen mehr denn se unser Schicksal in uns, und ich muß alle die

warnen, die da glauben, sich den Ruf als Wächter der Unabhängigkeit
und des deutschen Charakters Danzigs so billig erringen zu können

wie durch starre und unfruchtbare Wahrnehmung von

formalen Rechtsstandpunkten und durch nationale Beteue-

rungen. Allen Auslegungen gegenüber möchte ich nachdriicklich betonen,

daß in dem Abkommen kein Recht der Danziger Souve-

ränität preisgegeben wurde und daß sich Danzig auch in

seiner geistig-kulturellen Entwicklung keinem Separatismus irgend-
ivelcher Färbung hingibt, der es der «lebendigenKraft des Zusammen-
hanges mit dem gesamten deutschen Volke beraubt. . . . Danzig hat kein

Stapelrecht mehr, das ihm einst eine monopolartige Grundlage für seine
wirtschaftliche Stellung war. Es"ist»müßig,historische Reminiszenen zu

sehr die Gegenwart bestimmen zu lassen. Die wirtschaftliche
Bedeutung Danzigs muß sich heute anders be-

währen; sein Stapelrecht ist die Güte seiner Kauf-
mannschaft und die Qualität seiner Arbeit. Es wird
nun Aufgabe der Wirtschaft sein, die ihr neu gebotenen Möglichkeiten
auszunutzen. . . .«

Die Neuerdnung der
Durch drei Verordnungen vom 28. Zuli d. Z. sind die

Danziger Wirtschaftsvertretungen neu geordnet worden. Der durch Ver-

ordnung vom 13. Juli d. Z. geschaffenen B a u e r n k a m m e r sind zwei
weitere Kammern, die Industrie- und Handelskainmer und

die H a n d w e r k s k a m m e r hinzugefügt worden. Diese EinrichtuTigen
haben natürlich schon vorher bestanden· Jn der Z u s a m m e n s e tz u n g
d e r K a m m e r n ist jedoch ein bedeutsamer. der nationalsozialistiscben
Wirtschaftsauffassung entsprechender Wandel eingetreten. In der ,.Indn-—
strie- und Handelskammer zu Danzig« wird in Zukunft neben den
F üb re r n d e r B e t r i e b e . also den Unternehmern, auch die Ge-

folgschaft, also die Angestellten- iinsd Arbeiterschaft vertreten sein.
Reben 40 Betriebsführern stehen 40 Mi t g l i e d e r d e r G e f o l g -

sch»aft,und zwar 25 Arbeiter und 15 Angestellte. Zu diesen 80 g e -

wahlten und vom Senat zu bestätigenden Mitgliedern
treten noch weitere (hochstens 20) sach- und farhkuiidige Mitglieder hin-
zu. die v o m S e nat e r n g n iit werden. Eine Änderung der bisherigen
Zusammensetzung der Kammer tritt auch insofern ein, als auch die Ein-

beziehung der M i nd e r k a u f l e u t e . d. h. derjenigen Kaufleute, die

nicht ins Handels-register eingetragen sind. vorgesehen ist. ferner noch
insofern. als auch die öffentlichen Betriebe. soweit sie er-

Iverbswirtschaftlichen Charakter tragen. zur Kammer gehören.

-
Grundlegend hat sich die innere Organisation der Industrie- und

Oandelskammer geändert. D i e L e i tu n g d e r K a m m e r liegt nicht
mehr in der Hand eines gewählten Präsidenten, sondern eines vom

Senat bestimmten und abberufbaren Führers. Dieser
bestimmtseinerseits seinen Stellvertreter und einen Beirat, der mit

ihm gemeinsam Industrie und Handel führt. Die Volloersamm-
lung hat dem allein verantwortlichen Führer gegenüber nur be-

ratende Befugnisse. Eine Beschlußfassungmit Abstimmen und dergl-
kennt die Verordnung nicht. Der Einfluß, den die Volloersammlung auf
die Entschlüssedes Führers auszuüben vermag, beruht auf den in ihr
vorhandenen Kenntnissen und Erfahrungen, deren sich der Führer in der

Regel wird bedienen müssen. Wichtig ist auch. daß die Beamten der
Kammer vom Senat auf Vorschlag des Kammerführers ernannt

werden und m i tt e l b a r e S t a a t s b e a m l e sind. Die Angestellten
der Kammer werden vom Führer nach vorheriger Einholung der Zu-
HEMMUUAder Aufsichtsbehörde angestellt. Bisher war die Kammer in
dEk Anstellung von Beamten und Angestellten unbeschränkt. Durch die
Neuerung ioii dkk Regierung-, die allein fiik die Wirtikhaftspoiiiik des
Staates Vetontwortlich ist. in erhöhtem Maße die Gewähr dafür gegeben
werden. daß die Vertretung des Handels und der Industrie im Sinne
der von del Regierung verfolgten Wirtschaftspolitik tätig ist·

Der AUfgqbenkreis der Industrie- Und Handels-
ka nimer bot llkh tm Vergleichzum früheren Zustande erweitert. Die
Kammer kann mit Zustimmung des Senats Zusamnienschlüsse
bestimllskek Vethsgruppen herbeiführen. Der Kammer ist
weiter die Regelung des Lehrlingswesens übertragen
worden. Ferner «le ile befugt, ein Ehrengericht einzusetzen, das

Verstöße gegen die Berufsktund Standesehre durch Verwarnung. Ver-

weis. Ausschluß von kaufmannischen Ehrenämtern oder Geldstrafen bis

zu 1000 Gulden zu ahnden hat. Gegen die Entscheidungen des Ehren-
gerichtes ist Berufung an den Senat.zulässig.Auf die finanzielle
G e b a r u n g d e r K a m M e k bot llkbder Senat einen weitgehenden
Einfluß gesichert. Der HOUSbOItSPIOUllt in jedem Falle vom Senat zu

genehmigen, während das bisher nur dann der Fall war, wenn die von

der Kammer erhobenen Beiträge einen Zuschlag von 10 o.H. zu der

Gewerbesteuer überstiegen.
Die neue Handwerkskamnier ähnelt in ihrem Ausbau

der Industrie-s und Handelskammer. Handwerksmeister und Gesellen sind
in ihr gleich stark vertreten. Jedoch scheideteine direkte Wahl zur Hand-

Danziger Wirtschaft
werkskamnier vollkommen aus. Vielmehr sind die 0 b e r m e i st e r d er

Innungen und die Altgesellen als die Leiter der Gesellen-
ausschüssekraft ihres Amtes Mitglieder der Handels-
k a m m e r; sie bilden zusammen die Kammer. Da es in Danzig zur Zeit
54 Innungen gibt, besteht also die Sandwerkskammer aus 108 Mit-—

gliedern. Der Senat behält sich das Recht vor, von sich aus w e i t e r e

geeignete Persönlichkeiten in die Kammer zu ent-

se n d e n, und zwar in einer Höchstzahlvon einem Fiinftel der Obermeister
und Altgesellen. Das Führ erpr i nzip ist in der Handwerkskammer
ebenso wie bei der Industrie- und Handelskammer durchgeführt. Der

Aufga b e nk re i s ist gegen früher erweitert: die Kammer hat die

Aufsicht über die Innungen; sie kann die sozialen Ein-

r i ch tu n g e n für den Handwerkerstand ausbauen u. s. s.
Durch eine weitere Verordnung, die gleichfalls das Datum voin

28. Iuli 1934 trägt, ist ein W i rtsch aftsrat errichtet worden.

Dieser hat die Aufgabe, dem Senat in Wirtschaftsange-—
legenheiten beratend zur Seite zu stehen. Er ist eine

Körperschaft des öffentlichen Rechtes. Er besteht a u s l 8 M i t —-

g l i e d e rn, zii denen kraft Amtes die Führer der Industrie- und

Handelskamnier, der Bauernkamnier und der Handiverkskammer ge-

hören. Ze zwei weitere Mitglieder werden von diesen Kammern in den

Wirtschaftsrat entsandt. Die übrigen neun werden vom Senat unmittel-
bar ernannt. Aus den Mitgliedern des Wirtschaftsrates bestellt der
Senat den Führer, der den Citel Präsident führt.
Srhließlich wurde noch eine ,,K g sni m e r sü r A u ß e n h a n d e l

zu Danzig« - in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Abschluß
sder Dianzig-polni"sschen Wirtschaftsabkomsmen ins Leben gerufen
(Ver·ordnung vom 16. August l934.) Die Kammer ist eine Körper-

schaft öffentlichen Rechts. Sie hat die Handelsinteressen
der Danziger Wirtschaft mit dem Zollausland
iv a h r z u n e h m e n ; sie soll von den Behörden in Außenhandelsfrageii
gehört werden. Mitglieder können zur Gewerbesteuer veranlagte-
Kaufleute und Gewerbetreibende, ein Handelsgewerbe treibende Gesell-—
schaften und Genossenschaften, Landwirtschafts- und Handwerks-
genossenschaiften, land- und fosztwirtschaftliche R"ebensbetriebe, Ver-

sorgungsbetriebe und Betriebe der öffentlichenHand erirserbswirtschaft-
licher Art sein, falls sie sich im Außenhandel betätigen.
An der Spitze- der Kammer steht ein vom Senat zu ernennendes nnd

abzuberufendes Präsidium. Der Vorstand. der dem Präsidium
beratend zur Seite steht, setzt sich aus zwölf von der Mitgliede r-

versamm lsuii g zu wähleiiden und vsoim Präsidium zu bestätigenden
Personen zusammen. Die Kammer unterliegt der Aufsicht
d e s S e n a t s. In dem Daiizigspolnischen Vertragswerk vom 6. August
ist die Kammer für Außenhandel als die berufene Vertretung
der Wirtschaft lder Freien Stadt gegenüber Polen
z. B. in der Frage der Beteiligung Danzigs an den polnischen Einsuhr-
kontingenten anerkannt worden.

Mit den vier Kammern und dem Wirtschaftsrat ist d i e D an z i g e r

Wirtschaft im wesentlichen nach dem Führerprinzip
durchiorganisiert Es ist ldie Gewähr dafür aege-ben, daß die

Organisationen der Danziger Wirtschaft in der· vom Senat angegebenen
Richtung tätig sind und daß sich im Danziger Wirtschaftsleben keine der

Politik des Senates widersprechen-den Tendenzen breitmacheii können.

Das ist angesichts der Polen gegenüber sehr expo-

nierten Lage der Danziger Wirtschaft besonders
wichtig. Danzig tritt Polen als eine wirtschaftliche Einheit gegen-
über. Dem volnischen Streben nach Zersetzung des Danziger Wirtschafts-
lebens von innen heraus ist dadurch ein Riegel vorgeschoben. Die mit

Inkrafttreten der sechs Wirtschaftsabkommen vom 6. August etwa anf-
tauchenden Gefahren werden durch die Reuordnung der Danziger Wirt-

schaftsvertretungen bis zu einem gewissen Grade beseitigt.
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Die Auseinandertetzung über Zyrardom
Der Streit um Zgrardow hat sich weiter verschärft. Zwei

D i r e k t o r e n d e r T e xt i l w e r k e , frsanzösischeSta!atsangehörige,
wurden verhaftet. Sie sind als Konkursverbrecher unter

Anklage gestellt. Auch die Ghrengerichtsvserfahren gegen die beteilig-
ten, asber strafrechtlich nicht belasteten polnischen Politiker hsaben begonnen.
Die f r a n z ö s i s ch e R e g i e r u n g hatte kürzlich ihren Warschauer
Botschafter beauftragt, bei der polnischen Regierung in
der Zgrardower Angelegenheit vorstellig zu werden
und die Unterlassung weiterer Maßnahmen gegen den Hauptaktionär der

Werke, B v nssa r, und dessen französisch-jüdischeKomplizen zu fordern.
Die polnische Presse hatte über diesen Schritt Laroches zunächst keine

Mitteilung gemacht. Rachdem aber die HavassAgentur die Meldung
in alle Welt hinausposaunt hatte, sah man auch in Polen keinen Anlaß
mehr, über die Angelegenheit Stillschweigen zu wahren. Man gab darauf
sehr deutlich zu erkennen, daß man in dem Eintreten der französischen
Diplomatie für einen notorischen iüdischenGauner eine E ntg l eisuii g
erblicke. Die Antwort, die Laroche vom Stellvertreter des Minister-
präsidenten enhalten habe. sei kurz und bündig gewesen: Mit dem
Fall Boussac beschäftigte sich in Polen zur Zeit der

Staatsanwalt, so daß die Verwaltungsbehörden
jede Einmischung in ein schwebendes Verfahren ent-

schieden ablehnen müßten. Boussac habe den polnischen
Staatsschatz um mindestens 16 Millionen Zlotg betrogen.

Dieser Streit hsat noch eine tiefere Bedeutung alsdie einer Aus-
einandersetzung mit französischen Schiebern und Betrügern Er ist ein
Teil einer grundsätzlichen Aiuseinandersetzung über
die Rolle des Großkapitals im poslnischen VZirt-—

schaftsleben. Es gibt im Warschauer Regierungslaaer einfluß-
reiche Leute —- und sie sind mit der letzten Regiersungsumsbildung mehr
in den Viorderdrund getreten-, die eine E i n s ch r ä n k u n g d e s

Großkapitals, namentlich des ausländischen, von

Staats wegen für wünschenswert und notwendig
halten. Das asusländische Kapital soll nach der Auffassung dieser
Kreise nur etwa in dem Rahmen zur Betätigung in Polen zugelassen
werden, wie er in den beiden letzten Anleiheabkommen mit

Engl-and abgesteckt worden ist: der ausländische Kredsitgeber wird
nur zur Erledigung bestimmter Aufgaben (in den beiden
englischen Fällen: zsur Elektrifizierung des Warschauer Bashnknoten-
psunktes und zur Ausstattiung des polnischen Eissenbsahnwaggonparkes
mit WestinghousesBremisen) zugelassen. Eine dauernde Festsetzung
fremden Kapitals und dessen freie Betätigung wollen diese radikalen
Kreise nicht mehr zulassen.
Für die nationalistisch und sozialistisch Eingestellten hat dieser

Gedanke sicher etwas Verlsockendes und Beruhigendes. Eine andere
Frage ist es aber. ob auf diese Weise das vielseitige
Kapital-bedürfnis der polnischen Wirtschaft be-

f r i e d i g t w e r d e n k as n n. Bei der geringen Kapitalbildiung in

Polen ist san die Möglichkeit einer Ablösung des gerade in den

wichtigsten Industriezweigen investierten Auslandskaspitals durch pol
niisches Eigenkapital nicht zu denken — es sei denn, daß Polen die
gegenüber den Pleßschen Unternehmungen angewandten Methoden
einer schlecht getsarnten Enteignung allgemein zur Anwendung zu bringen
gedenkt. Polen wird sich im wesentlichen mit der Errichtung einer
verstärkten staatlichen Kontrolle über die mit ausländiscbem Kapital
arbeiten-den Unternehmungen zufriedengeben müssen. Dafz dieser

Winnsch, das Auslsandskapital zu kontrollieren, besteht, ist in einem so
stark kapitalüberfremdeten Lande verständlich. Das heißt jedoch nicht,
daß z. B. Deutschland es rssuihighinnehmen kann, wenn unter der
Parole des Kampfes gegen fremdes Kapital eine
rürksirhtslose Asusrottungspolitik gegen das alt-
eingesessene Dseutschtum Ostoberschlesiens ge-
führt wird. Dort dient diese Parole nur als Vorwand für die Er-
reichung anderer, politischer Ziele. Der deutsche Unternehmer hat sich
in Polen noch immer als ein wesentlicher Aufbau-
faktor des polnischen Wirtschaftslebens erwiesen.
Er hat mit dem französischenKapitalisten, der — wie im Falle Zyrarde
— Polen lediglich als ein Ausbeutungsobjekt wertet. nichts gemein.
Was es heißt, deutsche Unternehmer und deutsches Kapital zu ver-

drängen, das wird gerade durch die Geschichte der Zgrardower Werke

bewiesen. Heute, wo es sich in«französischen Händen befindet. ist
Zgrasrdow ein Skandsal. Was es früher, als es noch in deutschen
Händen war. gewesen isst, das ist in einer im Zahre 1927 von Zgrar-
dower Magistrat herausgegebene Schr·ift,, deren Lektiire auch für den
Wojewoden Grazgnski recht nützlich sein könnte, u. a. mit folgenden
Worten beschrieben worden: »Kat[ Dittrich (der deutsche Rachfolger
des Gründers der Werke) sagte des öfteren: ,Der Kapitalismus schlägt
Wunden, er muß sie auch heilen.’Eingedenk dieses Grundsatzes scheute
er keine Opfer; er errichtete musterhafte Krinderheime Schulen,
KrankenhäiuisenAltersiheime ein Bosskshaus usw. Aus eigenen Mitteln
stiftete er die erste prächtige Kirche in Zgrardow und ermöglichte den
Bau der zweiten. Er gründete für Arbeiter und Angestellte eine
Sparkasse. die sehr gute Bedingungen gewährte, und zahlte als erster
in ganz Polen freiwillig Alterssunterstützungen aus, deren Höhe nach
der Zahl der Dienstjahre berechnet wurde. Dabei ist zu bemerken.
dasz dies in einer Zeit geschah, in der das Zarentnm alle sozialen und

wirtschaftlichen Probleme dsurch Einsatz von Koisakenhundertschaften
zu lösen pflegtet«

Das Wilnaer ..Slow-o« nimmt die Zurardower Affäre zum
Anlaß, um einige Bemerkungen siisber das jüdiskbe Kapital in

Pole n zu machen. Die Regierung sei in ihrem Vorgehen gegen das
fremde Kapital insksonsequent Sie bekämpsfe nur die Raubgier des

ausländischen Kapitals, und der Ministerpräisident Kozloswsksi habe
soeben erklärt, daß das fremde Kapital, das in Polen wie in einer
Kolonie arbeiten wolle, dort nichts zu suchen habe. Gleichzeitig
aber dsulde er die starke Expansion des jüdischen
Kapitals. das doch nicht minder fremsd sei, auf dem
Gebiete des landwirtschaftlichen Gr-vßgrundbe-
sitze s. Wenn die Entwicklung so weitergehe. würden in den ehemals
russischen Landesteilen Polens Verhältnisse wie in Galizien eintreten,
wo der größte Teil der Landgüter sich in jüdischen
Händen befinde und der Landbesitz wie eine Ware aus einer
Hand in die andere gehe. Ebenso wie es idem Staat nicht gleich-
gültig sei, wem Zyrardow gehöre, ebenso wenig dürfe ihm gleichgültig
sein, wem die Masorate alter polnischer Magnatenfamilien gehören.
Die nationaldemokratische .G azeta W arsza wska« nimmt mit

Befriedigung davon Kenntnis. daß jetzt ein führen-desBlatt der Re-

gierungspartei eine wichtige Seite der Zsuidenfrage»in Polen begreife;
und sie hofft, daß der Tag nicht mehr fern sei. wo es keinen anständi-
gen Menschen in Polen mehr geben werde, der nicht begriffen habe.
das die Zudenfrage dsas wichtigste Problem des polnischen Lebens sei!

Eiland-Woche
Frankreich will Polen kaufen.

Warschauer Blätter melden. daß Frankreich bereit sei, Polen
eine langfristiae Anleihe von einer Msilliarde
Franken zn gewähren, falls Polen dem Ostpakt bei-
trete. ön Paris werde in Kürze ein polnischer Sivnderdelegierter
eintreffen. der mit allen Vtollmachten ausgestattet sein werde, um« die
Verhandlungen zu Ende zu fsülhren.Frankreich wolle durch Gewährung
der Anleihe zu erkennen geben, daß es die in der letzten Zeit zwischen
Polen und Frankreich aufgetasuchten Differenzen als beigelegt betrachte.
Eine Bestätigung dieser Meldung liegt nicht vor.

Die Reichsdeutichen aus dem Osten wählten.
Wie bei den letzten Abstimmungen, so haben sich auch dieses Mal

wieder die Reichsdeutschen im Auslande in großer Zahl zur
Urne begeben. iJn D anzig, dessen Deutschtum dem Führer im Herzen
sein freudiges Za gegeben hat, wurde die geschlossene Abfahrt der dort
lebenden oder im Urlaub weilenden Reichsdeiitschen zu einer großen
Kundgebung für Adolf Hit"ler. Auf dem SeedienstsSchiff ,.Preußen«
haben 9531 Reichsdeutsche ihre Wahlpflicht erfüllt. Minderbemittelten
Volksgenossen wurde durch die RSV die Teilnahme an der Abstimmung
erleichtert. 8810 Wähler stimmten mit .,«Ja«, 636 mit
.,Rein«; 85 Stimmen waren ungültig. Das deutsche Generalkonsulat
in Kattowitz hatte rund 3200 Stimmscheine an in Ostober-
schlesien ansässige Reichsdeutsche ausgegeben. Die Stimm-

verteilung auf »Za« und ,,Rein« läßt sich hier, da nicht geschlossenab-

gestimmt wurde, nicht feststellen. Dasselbe gilt für die Reichsdeutschen,
die aus dem Posenschen und Pommerellischen über die Grenze gekommen
sind, um zu wählen. Die Reichsdeutfchen der Stadt Posen wurden in

Deutsch-Usch, wo sie ihre Stimmen abgaben, von einem Vertreter des

Regierungspräsidenten und vom Bund Deutscher Osten begrüßt und von

der Bevölkerung herzlich aufgenommen. Die Reichssdeutschen in den
baltischen Ländern nahmen gleichfalls fast sämtlich an der Wahl teil.
Aus dem Memelgebiet und Litauen, aus Lettland und z. »T.auch aus

Estland kamen zahlreiche Wähler nach Ostpreußen,um dort ihre Stimmen

abzugeben.Der größte Teil der estländischen Reichsdeutschen
wählte an Bord des Dampfers ,,Rabe«, der mit 341 Wahlbeteiligten
von Reval ans in die Finnische «Buchthinausfahr. wo in neutralem

Gewässer der Wahlakt vor sich ging. Z Z Z Z a - S t i m m e n steh e n

dort nur 7 Rein-Stimmen gegenüber. Von Riga aus

ging der Dampfer »Achilles«am Wahlsonntag zweimal in See. um außer-
halb dgk «Dkgi-Meilen-Zone den lettländischen Reichsdeut-
sch e n Gelegenheit zu gebenzihrer Wahlpflicht zu genügen. o n d e n

660 abgegebenen Stimmen waren 650 Za-Stimmen,
Z ungültig und 7 Rein-Stimmen

Die polniichePresse inm 19. August.

Die polnische» Presse hat sich naturgemäß mit dem Er-

gebnis der Abstimmung vorn 19. August sehr lebhaft be-

schäftigt. Die Beurteilung ist im allgemeinen günstig, wenn

a u ch zu r ü ck h a l te n d. Im folgenden seien nur zwei polnische Presse-
stimmen wiedergegeben. die e i n e voll rückhaltlvsernAnerkennungder

deutschen Volksgeschlossenheit, die and e r e voll tgehassigerGeistreiche-
leien. ön diesen beiden Aeußerungen spiegelt sich sehr deutlich d i e

zwiespältige Einstellung der polnischen Presse zum
neuen Deutschland. Die eine Äußerung ist dem ,,Kux·jer
W a rsz a w sk i« entnommen. Er schreibt: Die Wahlen seien vollstandig



geheim und unbeeinflufzt durchgeführt worden. Der Wahlsieg Adolf
Hitlers werde auch durch den Prozentsatz der Nein-Stimmen nicht ge-

schmälert, denn die Nein-Stimmen seien die Bestätigung dafür, dasz
jeder deutsche Wähler völlig nach freiem Gutdünken hätte wählen
können. Die letzten Ereignisse hätten in Deutschland nicht
spurlos vorübergehen können. Wie man sehe, sei ihre Ausw i rkung
minima l. Die Krise, die der Nationalsozialismus infolge der Rohm-
Revolte zu überstehen hatte, sei am gestrigen Sonntag endgültig ab-

geschlossen uiid überwunden worden. D e r N a t i v n a l so z i a l i s in u s

stehe heute im Reich neu gestärkt und iieu gefestigt da.

Die rechtliche Autorität der deutschen Verfassungsänderung, die gestern
bestätigt worden sei, sei so überragend, dafz sie vor jeder Kritik gefeit
sei. Das Plebiszit vom 12. November 1933 hatte eine ganz andere

Grundlage. Man braucht nicht zu betonen, dafz es unvergleichlich leichter
ivar, das ganze Volk für die Regierung zu gewinnen, als es darum

ging, dem Ausland Widerstand zu leisten, das die deutsche Forderung
nach Gleichberechtigung nicht annehmen wollte. Am 12. November v. Z.
ivurde nicht für Hitler, sondern für Deutschland abgestimmt Die Ziffern
vom l9. August können nur mit denjenigen vom 10. April 1932 verglichen
werden. Damals fielen bei der Reichspräsidentenwahl auf Adolf Hitler
13417 460; Hitler hat also in zwei Zahren und drei Monaten 24 882 054

Stimmen hinzugewonnen.
Die andere Äufzerung entstammt dem Krakauer ,,Ilustroivang

Kurier Todzienny«. Er schreibt u. a.: Das Wahlergebnis ent-
halte auch nicht den Schatten einer liberraschung Sowohl praktisch
wie symbolisch sei die Politische B e d e u tu n g dieses Ergebnisses m i n i -

mal. Es habe Hoheiistaufen, Habsburger und Hohenzollerngegeben.
Warum solle es nicht auch Hitlers geben? Alle fangen ja init »H«an. (l l)
In diesem Boulevardblatt-Stil geht es dann weiter. Es liege in der

Natur der Diktaturen (? l), dasz Volksabstimmungen ihnen immer

grofze Wahlsiege brächten. Die letzte Volksabstiinmung unter Napo—-
leon Ill. habe am 8. Mai 1870 ihm ebenfalls einen glänzendenTriumph
gebracht, denn 7,3 Millionen hätten sich für das Kaisertum, nur l,5 Mil-

lionen dagegen ausgesprochen, und trotzdem habe Napoleon 4 Monate

später am 2. September nach dem Fall von Sedan seinen Degen dem

deutschen Sieger übergeben. Was dieses polnische Regierungs-
btlatt in diesem Artikel sonst noch über das deutsche Volk und den

Führer schreibt,zeugt von einer derart schmutzigen Gesinnung, dafz es

slkh schwerwiedergeben läfzt. Von sachlicher Kritik keine Spur. Die

Ahslkhtz bekabsnsetzen und, zu beschimpfens kenn-
Zelchnek Inhaltmnd Stil. Zu einer Auseinandersetzung mit
solchen Erzeugnissen einer Unbeherrschten Zournalistik liegt keine Ver-
anlassung vor.

Der Führer an die Ostmesse.
Der Reichskanzler.und Führer Adolf Hitler hat an die

22 Deutsche Ostmesse Konigsberg folgendes Schreiben gerichtet: ,,Möge
dle Deutsche Ostmesse dazu beitragen, d si e z w i s ch e n st a a t l ich e n

Beziehungen im mitteleursopäischen Raum in wirt-
schaftlicher, kultureller, politischer Hinsicht aus-

? u g e st a l t e ii. Nicht siinperialistische Ziele beherrschen ldie Wirt-
schaft des nationalsoszialistischen Deutschland, sondern d a s Be -

streben, einem 66 Millionen-Volk Arbeit und
B r o.t zu schaff e n. Im Zeichen dieses Aufbauwillens eines Volkes,
das sich innerlich wiedergefunden hat und das b ei B- e w a h r u n g
seiner Ehre und Freiheit an der Befriedung Ost-
e u r o p a s msi t a« r b e i t e n w i l l

, hat asuch die Deutsche OIstmesse

gesondereAzufgasbenzu erfüllen. Aus diesem Grunde möge ihr ein
rfolg beschieden sein.

(gez«)A d o H H i t l e Li-

Ylen und die deutschen Messen.
Polen ist auf der diesjährigen 22. Köiiigsberger Ost niesse

zum ersten Piiale offiziell vertreten. Darin kommt die Tatsache der

deutsch-polnischenAnnäherung, der Wunsch, nach einem lähmendeii Zoll-—
kriege miteinander wieder ins Geschäft zu kommen, sichtbar zum Aus-
druck. Aufzer der offiziellen Ausstellung sind aus Polen — ivie auch aus

Lettland·,Estland,Finnland, Sowjetruszland, Litauen usw. — Studien-
kOInnIlslenen,führende Persönlichkeiten der polnischen Wirtschaft und
endete Interessenten nach Königsberg gekommen. Ebenso läfzt Polen ein
starkes önkekessean der Leipziger Herbstmesse, die Ende
August stattfindet, erkennen. Die polnischen Firmen, die dort bereits seit
Zahren ausstellemwerden diesmal stärker vertreten sein. Auch hier
haben qulkelkbeAbordnungen polnischer Handels- und Gewerbevereini-

gnggen Ibken VesnkndgrMessebereits angemeldet. Für die kommende

FruhjahrsmesjeM Lelpzlg ist eine grosze polnische Sammelausstellung ge-

plant. Bereits vor Iabren war Polen einmal mit grofzem Erfolg in

Lelpzig Mlt elneIZ solchen Sondekskhau seiner Ausfuhr-Erzeugnisse ver-

treten. Dieser vlglvekspkekbetldeVersuch muszte damals wegen des sich
verschörfendenWirtschqftskvufltlctesaufgegeben werden Wenn jetzt an

die Wiederaufnahme »diesesYeksllchesherangegangen wird, so ist das

ebenso ein Beweis fur Ple WlxkskhaftllkbeWiederannäherung Deutsch-
lands und Polens wie die Absicht deutscherWirtschaftskreise, den pol-
nischenMessen, insbesondere denen in Posen und Lemberg, in Zukunft
eine stärkere Beachtung zu schenken,und wie der Plan, Polen zu der
in

ZEikunftalljährlich in Breslau stattfindenden Südostausstellungheran-
zuzie en.

Kongresse in Warschau.

Demnächstwird in Warschau der Internationale Geogra-
p h e nta g stattfinden. Besondere Beachtung verdient die Tagung des-

halb, weil zum erstenmal nach dem Weltkriege auch die deutsche
geographische Wissenschaft vertreten sein wird, und

ferner deshalb, weil auf polnischen Vorschlag zum Präsidenten des Tages
ein politisch belasteter amerikanischer Geograph
gewählt worden ist. Es handelt sich um Prof. Dr. Isajah B ow man,
der seinerzeit als amerikanischer ,,Sachverständiger« bei der Festsetzung
der deutsch-polnischen Grenze in Versailles eine einfluszreiche Rolle gespielt
hat. Bowman wurde im Zahre 1917 von Oberst H o u s e, der als engstter
Vertrauter des Präsidenten Wilson in so überaus verhängnisvoller Weise
gewirkt hat, in die Kommission berufen, die die Aufgabe hatte, für die

von Wilson geplante Neuordnung Europas das erforderliche statistische,
geograpihische und historische Material zusammenzutragen. Bowman

gelang es, den entscheidenden Einflufz in dieser Kommission, deren Vor-

sitzender der Schwager des Obersten Hou]«e,Prof. M eze s, war, zu ge-
winnen. Unter seinem mafzgeblichen Einflusz wurde Anfang 1918 dem in

europäischenDingen ahnungslosen Präsidenten der Vereinigten Staaten
ein gutachtlicher Bericht vorgelegt, in dem von der »Notwendigkeiteines

angemessenen Zuganges Polens zum Meere« die Rede war. In Versailles
gehörte Bowman dann als amerikanischer Vertreter der .,Com —

mission des afkaires polonaises·· (,,Ausschusz für
polnische Angelegenheiten«) an, die am 1. März 1919 einen Unter-'

ausschufz mit der Ausarbeitung der polnischen Grenzziehung betraute.
In diesem U n te r a u s s ch u sz safz neben General L e R o n d (Frank-
reich) und Oberst Kish (England) auch Bowman. Ob es ein glücklicher
Gedanke war, gerade einen politisch so vorbelasteten Professor zum Prä-
sidenten des Warschauer Geographentages zu machen, mufz fraglich er-

scheinen. Polnischerseits mag. als man Bowman für dieses Amt vor-

schlug, die Absicht mitgespielt haben, den s. Zt. so hilfreichen Amerikaiier

zu ehren; vielleicht wird auch die Hoffnung gehegt, in ihm auf deni

bevorstehenden Geographentag wieder einen politischen Sekundanten zu

finden. — Noch ein anderer politisch bedeutsamer wissenschaftlicher Kon-

grefz wird demnächstin Warschau zusammentreten: d i e iiite rnatio -

nale Tagung der slaivischen Forschung, auf der, wie schon
auf den früheren Tagungen die Themen über die deutsch-slawischenKultur-

beziehungen eine erhebliche Rolle spielen werden«

Deutsche Schulanmeldungen abgelehnt.
In den ostoberschlesischenOrtschaften R g d u l t a u , E z e r n i tz nnd

P i e c e sind in diesem Zahre insgesamt Zsl Kinder für die deutschePrivat-
schule an- bzw. aus der polnischen in die deutsche Schule umgemeldet
worden. Von diesen 381 Anträgen hat die zuständigeSchulbehörde nun-

mehr nicht weniger als zwei Drittel abgelehnt, während lediglich 134 Ans-

trägen (56 Neuanmeldungen und 78 Ummeldungen) stattgegeben wurde.

Demnach wurde 247 Kindern, für die ein entsprechender Antrag gestellt
worden war, die Aufnahme in die deutsche Schule verweigert

Deutsche Volksschule in Affen

Nach einer Mitteilung des ,,Posener Tageblattes« hat das pol-
nische Schulkuratorium die Errichtung einer sechsklassigen
privaten Violksschule mit deutscher Unterrichts-
sprache sin Lissa bestätigt. Die Schule bildet den Unter-ba-u des

deutschen Ggmnatsiums in Lissa. Sie wird den Namen »P e sta l o z z i -

S ch u l e« führen.

Warum nicht ,,Tallinnfche Zeitung-E
Wie berichtet, hatte sich die estnische Presse darüber entrüstet, dafz

die »Revalsche Zeitung« sich nicht »Tallinnsche Zeitung« nennt.
da es ja den deutschen Namen Reval ..nicht mehr gebe«. Hierzu hat
jetzt die ,,Revalsche Zeitung« wie folgt Stellung genommen: »Die
estnische Presse scheint sich auf den Standpunkt zu stellen. dafz in einem

selbständigenEstland deutsche Ortsbezeichnungen kein Existenzrecht mehr
hätten. Damit wird aber die Frage unter einein ganz falschen Gesichts-
punkt beurteilt. Mit der Selbständigkeit der estländischenRepiiblik
hat die ganze Sache nicht das geringste zu tun, sondern es handelt sich
einfach um die bekannte Tatsache, dafz jede Sprache ihre
eigenen Ortsbezeichnungen hat. so dafz, wenn in einem
Lande verschiedene Völker leben, diese die Ortschaften ihrer Heimat
auch je nach ihrer Muttersprache oft verschieden benennen werden. In

Finnland heiszt die Hauptstadt schwedisch Helsingfors, finnisch Helsinski,
und etwa in Genf erscheinende deutsche und französischeZeitungen
würden doch sicherlich diese Stadt — die einen mit dem deutschen. die

andern mit dem französischenNamen bezeichnen. Wenn man in deut-

schen Sätzen statt ,,Kopenhagen« ,.Kjöbenhavn« oder statt ,.Venedig«
,,Venezia« oder statt ,,Dorpat« ,,Tartu« sagen wollte, so würde man

einfach seine Muttersprache falsch sprechen, und es

bleibt unverständlich, warum das von einem verlangt werden soll.
Warumlnennen denn die Esten selbst die russischen Städte nicht etwa

Gdow oder Pskow, sondern Oudowa und Pihkwa? Einfach, weil

diese Orte estnisch so heifzen. Also wozu der Lärm? Wer wird dadurch
geschädigt, wenn die Deutschen in Estland richtig deutsch sprechen?
Wenn aber der Verfasser zum Schlufz seines Artikels im ,;«Päewaleth«
die geschmackvolle Wendung braucht: »das estnische Mehrheitsvolk
wünscht es, dasz unsere Sprache und unsere Namen nicht beschmutzt
werden« (ei solgitaks), so kann man dazu nur sagen: es gibt Leute, die,
wenn ihnen in der Polemik die Argumente ausgehen, sich nicht anders

zu helfen wissen, als dafz sie anfangen zu schimpfen. Das hat natürlich
weiter gar keinen Effekt als den, dafz sie einem damit unfreiwillig
einen ziemlich genauen Maszstab zur Schätzung ihres Bildungsgrades
in die Hand geben.«



Das oberschlesifcheIndustrierevier — Notstandsgebiet.
Durch einen Erlaß des Preußischen Ministers des Innern sind die

Städte Beuthen, Gleiwitz und Hindenburg sowie elf
Gemeinden des Landkreises BeuthensTarnowiti
und achtzehn Gemeinden des Landkreises Cost-
Gleiwitz als Rotstandsgebiet erklärt worden. Das Rotstandsgebiet
umfaßt den ganzen Industriebezirk mit seinen Rand-

gebieten. Vom Landkreis BeuthensTarnowitz, dem sogenannten
Industriekreise, ist nur der nördlichste landwirtschaftliche Teil aus-

genommen. Im Landkreis TostsGleiwitz fällt der siidöstliche Teil um

die Stadt Gleiwitz in das Rotstandsgebiet. Mit einbezogen ist auch
die Stadt Peiskretscham. Die Erklärung als Rotstandsgebiet bedeutet,
daß Erwerbs-s und Wohnungslose nur dann in die Orte

dieses Gebietes zuziehen dürfen, wenn sie nachweisen, daß sie nicht
der Offentlichkeit zur Last fallen werden. Das bedeutet praktisch so
gut wie völlige Sperrung des Juzuges derartiger Personen. Bisher
waren nämlich die Zuziige unterstützungsbedürftigerPersonen in den

Industriebezirk immer noch ziemlich hoch, so daß die Gemeinden außer
den Lasten für die erhebliche Zahl der Arbeitslosen in der einaesessenen
Bevölkerung auch noch bedeutende Aufwendungen für die

Juziehenden zu tragen hatten. Innerhalb des Rotstands-
gebietes besteht dagegen keine Beschränkung der Freizügigkeit von

einer Gemeinde zur anderen.

Oderverlegung bei Ratibor.

Die seit Jahren beabsichtigte Oderverlegung bei Ratibor wird nun

endlich zur Tat. Die großzügige Maßnahme, die eine B a uz e it v o n

etw a vie r J a h r e n erfordern wird und die einschließlichder not-

ieendigen Rebenarbeiten wie Wegeverlegungen und Brücksenbauten,
auf rund ll Millionen RM. veranschlagt ist, wird am

21. August im Rahmen einer würdigen Kundgebung eröffnet werden,
wobei Gauleiter und Oberpräsident Helmuth B r ü ck ii e r den ersten
Spatenstich tun wird. Die Oderverlegung bezweckt oor allem eine

Verbesserung der Hochwasserabführung im Oder-

tal.Außerdem wird sie neues Siedlungsgelände erschließen
und eine Verbesserung der Gesundheitsverbältnisse
in R a t i b o r herbeiführen. Gleichzeitig stellt sie eine wirksame Maß-
nahme zur Behebung der Arbeitslosigkeit dar.

,,Friebeuau«und »Sankt Annaberg«.

Der preußischeMinister des Innern hat den Ramen der Landgemeinde
Tz i s s e k , Kreis Tosel, Regierungsbezirk 0ppeln, in »F r i e d e n a u«

nnd den Ramen der Landgemeinde A n n a b e r g , Kreis Groß Strehlitz,
Regierungsbezirk Oppeln, in ,,S a n kt A n n a b e r g« umgeändert.
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Arbeitsdienst im Osten.

Rachdem im Arbeitsgau VlIl (0stmark) der Ausbau und der-

zeitige stand der Kiefernharznutzung zur vollsten Zufrieden-
heit der verantwortlichen Stellen gediehen ist. wird man jetzt auch iii
anderen Arbeitsgauen des Deutschen Arbeitsdieiistes darangehei1, sich
der Kiefernharznutzung zu widmen. Bei dem Aufbau und der Organi-
sation der Kiefernharznutzung in den anderen Arbeitsgauen des Reiches
wird ausschließlichauf die in den fünf Betrieben des Arbeitsgaues VIIl

(0stmark) ausgebildeten Führer zurückgegriffen werden. Die bahn-
brechende Inangriffnahme dieses neuen Tätigkeitsfeldes fiir den Arbeits-
dienst durch die Tinheiten des Arbeitsgaues VIII hat somit ihre ersten
Früchte getragen.

Ein Museum ostmärkischerAusgrabungeu.

Der Vertrauensmann für vor- und frühgeschichtlicheBodenalter-
tümer in der Provinz Brandenburg. Professor Dr. Unverzagt,
hat dem Wunsche des Arbeitsgaus VIII (0stmark), einLehrmuseum
für ostmärkische Bodenaltertümer zu errichten, zu-
gestimmt. Dieses Museum, das in der Truppführerschule in

Friedland (Mark) erstehen soll, wird in Zukunft alle Funde,
die der Arbeitsdienst bei seinen Arbeiten macht, nach Konseroierung im

Museum für Vor- und Frühgeschichte in Berlin in der Burg Fried-
land aufnehmen.

Aufschwung des Seedienstes Ostpreußen.

»

Der S e e d i e n st 0 st p r e u ß e n erlebt in diesem Jahre einen
nie dagewesenen Aufschwung. War im Vorfahr der Verkehr während
der ganzen Saison auf 71000 Personen gewachsen, so sind 1934 sch o n

in den Monaten Mai bis Juli über 53 000 Menschen
mit dem Seedienst gefahren. Im August reichteii in Einzel-
fällen die durch Dampfer ,,K a i s e r« verstärkten Seedienstschiffe
»Hansestadt Danzig« und ,,Preußen« nicht aus. Ts wurde
deshalb zeitweilig als viertes Verstärkungsschiff die Reichsbahnfähre
»P r e u ß e n« (Saßnitz) eingestellt.

Ost und West.
Die Stadt A a ch e n hat aus Anlaß der Benennung einer ,,Friedland-

straße« der Stadt Friedland in Ostpreußen ein großes Bild ooni

Rathaus zu Aachen geschenkt; es trägt die Widmung: »0st und West in
Treue fest. Gewidmet von der Stadt Aachen ihrer Patenstadt Friedland
zum. Gedenken an die Benennung der Friedlandstraße in Aachen. Im
Juli 1934.« Das Bild wird im Sitzungssaal des Friedländer Rathauses
den ihm gebührenden Platz finden.

Unwahre Behauptungen über die Pleßsche Verwaltung.
Die polnischenKreise, die an dem V e r n i ch t u n g s f e l d z u g

des Wojewoden Grazynski gegen die Pleßschen
U n te r nehm u n g e n Gefallen finden, scheinen nicht bedacht zu haben,
daß sichdie sinnlosen und willkürlichen Pfändungen ja schließlichauch
auf die Masse der in den Pleßschen Betrieben beschäftigten Arbeiter

auswirken müssen. Seit Wochen beklagen sich die Ar-
beiter über die wachsende Rot, in die sie dadurch
geraten» daß infolge der Beschlagnahinen die
Lohne nicht voll oder überhaupt nicht ausgezahlt
w e r d e n k ö n n e n. Ihre Vorstellungen und Bitten auf dem Wojewod-
schajtsamt, die beschlagnahmten Lohngelder freizugeben und die

Pfantdungsaktioneinzustellen, um die Fortführung der z. T. schon ohne
Betriebsmittel dastehenden Betriebe zu sichern, sind erfolglos geblieben.
Es .ist kein Wunder, daß die Arbeiterschaft angesichts des u n s-

sozialen Verhaltens der Behörden von einer steigenden
Erbitterung ergriffen wird. Als es schließlichan einigen Orten zu be-

wegten Versammlungen kam, in denen die Haltung der Behörden scharf
kritisiert wurde, bekamen es die Befürworter der Grazynskischen
Politik doch mit der Angst zu tun. Aber anstatt nun darauf zu dringen,
daß die Behörden endlich auf die verschiedenen von der Pleßschen
Verwaltung gemachten Ausgleichsvorschläge eingehen, unternehmen sie
den· Versuch, die allgemeine Mißstimmung der Ar-

beiterschaft gegen den Fürsten bzw. den Prinzen
von Pleß und die Pleßsche Verwaltung zu lenken.
Sie scheuen dabei nicht vor offensichtlichen V e r l e u m d u n g e n zurück.
Der ,,Ilustroivang Kurier Codzienng«z. B. behauptet, daß bestimmte Be-

träge zu Lohnzahlungen freigegeben, aber zur Bezahlung von Schulden
in Deutschland verwandt worden seien. Anstatt sich wegen der Regelung
seiner Steuerangelegenheiten mit den polnischen Behörden in Verbindung
zu setzen, habe Pleß sich mit 14 Klagen an den Völkerbund gewandt.
Die Arbeiter wüßten aber recht gut, daß ein solches Vorgehen eine

»Provokation« und ,,Rötigung« sei.
Ts handelt sich hier um eine leicht nachzuweisende Entstellung der

Tatsachen, wie aus folgenden Ausführungen der ,,Ostdeutschen
Morgenpost« hervorgeht:

Der Krakauer polnischen Jeitun dürfte es bekannt sein, daß die

Verwaltung auf Grund der neuen teuerforderungen alles Mög-
liche getan hat, um mit den Behörden eine Tinigung
zu erzielen, und eine Unzahl von Tingaben bis an das Finanz-

-gehende Betrag automatisch gepfändet worden wäre.

minist eriu in gesandt hat, die größtenteils noch u n b ea ntivo r t et

sind. Auch ist ein Angebot auf eine hohe Abschlags-
z a h l u n g ergangen, ohne daß damit die Pfändungen aufgehalten
werden konnten·

Was die Freigabe von Geldernzur Lohnzahlung aii-

geht, haben sich die Dinge folgendermaßenabgespielt: Am 29. Mai trat
die Bergwerksdirektion des Fürsten von Pleß in Kattowitz an die Woje--·
ioodschaft heran, init dem dringenden Auftrag, die Pfändung des Kontos
bei der Deutschen Bank und Diskonto-Gesellschaft in Kattowitz auf-—
zuheben, da die Betriebe infolge der Zwaiigsoollstrek-
kungsmaßnahmen illiquid geworden und nicht im-

stande seien, die Lohn-— und Gehaltszahluiigeii zu
l e i st e n. Am nächstenTage antwortete der Vorsteher der Finanzabtei-
liing der Wojewodschaft, daß in Berücksichtigung dieses Antrages die

Aufhebung der Pfändung der genannten Konten angeordnet worden sei.
Tatsächlichbestand das Guthaben auf diesem Konto
im Augenblick der Beschlognsbme aus ioenigeii
t a u s e n d Z l o t g. Trotzdem war die formelle Freigabe dieses Kontos

notwendig, um einen oon dritter Sseitetzubeschaffenden Betrag für Lohn-
und Gehaltszahlungen verwenden zii konnen. da sonst auf Grund des den

Banken zugestellten Pfändungsbeschlussesjeder auf diesetfiöKontfoein-
a s r e i -

gewordene Konto ivurde nun, so gut es ging, aiifgefüllt und

zu Lohn- und Gehaltszahlungen verwendet. Da der

für diese Zahlungen nötige Betrag aber bei weitem nicht verfügbar war.

wandte sich nunmehr am 6. Juni der Betriebsrat der Gruben des Fürsten
von Pleß an den Vorsteher der Finanzabteilung des Woje.wodschasts-
amtes. Dieser-erklärte dem Vorsitzenden des Gesamtbetriebsrates, er habe
nicht die Absicht, den Arbeitern die ihnen zustehenden Gelder weg-

zunehmen. Es seien daher der Verwaltung lediglich für Lohn- und Ge-

haltszahlungen mehrere hunderttausend Jloty freigegeben worden. Tat-

sache ist jedoch, dasz bis zum heutigen Tage neben
dem oben erwähnten geringen Bankguthaben aucb
nicht der kleinste Betrag von den gepfandeten und

beschlagnahmten Summen freigegeben worden ist.
Die Ausführungen des Krakauer Blattes stellen daher e i n e b e iv u ß t e

Irreführung der Offentlichkeit dar und lassen die

deutliche Absicht erkennen, die Arbeiterschaft aufzuhetzen
und einen Keil zwischen Velegschaft und Verwaltung zu treiben.
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Königsberg alssIndustriestadt
Critt auch in Königsberg, als einer ausgesprochenen H a f e n - u n d

Ha«iidelsstadt, die Induftrie hinter Verkehr und Handel zurück,
fo hat fich doch —- im Jahrzehnt vor dem Kriege beginnend — eine

recht bedeutende Induftrie in der oftpreufzifrhen Landeshauptstadt ent-

wickelt, die in einer grofzen Anzahl über den Rahmen einer örtlichen

Bedeutung hinausgehender induftrieller Werke und Unternehmungen
zum Ausdruck kommt. Aber auch kleinere und mittlere Induftriebetriebe
nehmen im Wirtfchaftsleben der Stadt eine geachtete Stellung ein.

An der Spitze der Induftrie Königsbergs fteht
zweifellos die Holz- und holzverarbeitende Industrie.
zum grofzen Teil in Verbindung mit Unternehmungen für Hoch- und Tief-
bau. D i e S ä g e i n du ft r i e

, die in iiberragendem Ausmafze Holz aus

oftpreufzifchen Wäldern verarbeitet, hat einen bedeutenden Abfatz an

hochwertigen Schnitthölzern in das mittlere und

ir- e ft l i ch e D e u t f ch l a ii d aiifzuweifen, während B a u h o l z vor-—

iiehmlich iii die Häfen der Ostfee und an die verarbeitende und

Bauinduftrie in Königsberg felbft geliefert wird. Die ho lz-
v e ra r b ei te n d e I nd u ft r i e ift durch eine Reihe von Werken ver-—-

treten, die Sperrplatten, senfter, Cüreii und andere Holzmaffenartikel
herstellen. Allen Königsbergern vertraut ist der Rame der ,,Spulcheii-
fabrik«, der Holzwarenfabrik Königsberg, die fich mit der Herftellung
von Rähfadenfpulen aus oftpreufzifcher Birke befchäftigt. Zu den hols-
verarbeitenden Werken gehören auch die Betriebe der Konigsberger
Z el l st o f f i n d u st r i e mit sihren beiden grofzen am Pregel gelegenen
Zabriken auf dem Sackheim uiid in Eoffe. Reichdem Urteil von sach-
männern find die Königsberger Zellstoffwerked i«el e i ft·un g S f O h lFl lt e

Anla g e d er W elt. Das Rohmaterial beziehen die zum Zeldmuhle-
Konzern gehörigen sahriken aus den Randftaaten, ivahrend die fertige
Zellulofe in das holzarme Ausland ausgeführt wird.

Seit altersher ist in Königsbergdie Mühlenin du ftrie boden-

ständig — ein ganzes Viertel in der Inneiiftadt erinnert in feinen
Straßeniiamen noch daran.»Unter den·Werken diefes Zweiges find zu
nennen neben der Walzmuhledie»Konigsberger Mühlenwerke, die iii
der bekannten —»zur Zeit allerdings ftilliegenden — Schälmühle eiiie

Spezialität aus Hulfenfruchten herftellten.
Die eifenoerarbeitende Induftrie Königsberg ist be-

fonders»u·nterder pfleglichensörderung des ostpreufzifchenGauleiters und
Oberprafidenten Erich Kochin jüngfter Zeit einem iveiteren Auffchwung
entgegengegangen »Seit über 100 Zahren vertritt die Waggoiis
fa br i k Ste i nfu rt die in gutem Ruf stehende oftpreufzifche
WagenbaiiinduftrieVon hier aus gehen Eifenbahii·wagen,Strafzenbahii-
wagen, Karofferieniiiidsahrzeuge für laiidwirtfchaftliche Zwecke bis weit
iiis Reich hinein. Die erst vor kurzer Zeit ins Leben gerufene 02 It -·
d e u t f ch e S t a h l b a u A. - G. ist im Rahmen des Industrialifierungs-
planes des Gauleiters unter Mitwirkung bekannter weftdeiitfcher Stahl-
industrien, wie Chyffeii, entstanden· Zu nennen ist weiter die Schiffs-
werft von Schichau in Eontieneii, die frühere Schiff- und

Mafchinenbauanstalt Union. Unter den übrigen Betrieben der Eifens
verarbeitungsindustrie erfreuen fich eine Reihe mittelgrofzer Werkftätten
für die in Oftpreufzen bedeutende Landmafchinenssabrikatioii
eines guten Rufes.

Eine ganz grofze Blütezeit erleben gegenwärtig die zahlreichen Unter-

thmungen der Bauindustrie, und zwar fowohl für Hochbau, wie

auch für Tief-—und Betonbau, die in der augenblicklichen Hoch-Zeit der

Bautätigkeit vollan zii tun ihaiben im Straßen-, Brücken- und Häuferbau.
Ebnen verwandt find zahlreiche aii der Grenze Grofz-Kön-igsbergs
liegende leistungsfähigeBetriebe der Steine und Erden, fowie die unter

dem Ramen »Eeerwerk Preufzen« bekannte Riederlaffung eines Berliner

Grofzsunternehmens für Baustoffe aller Art.

Richt fehr umfangreich, aber für den vftpreufzifchen Bedarf be-

deutend ist die E exti l i nd u st r i e mit einigen Spezialbetrieben ver-

treten. Die OstpreufzifcheDainpfwollwäfchereibereitet foivohl ostpreufzifche
wie auch auswärtige Wolle im Reinigungsoerfahren vor und führt fie zur
weiteren Verarbeitung den Spinnereien zu. Alteingefeffene Firmen be-

. fchäftigen fich mit der Herftellung von Planen, Zelttuchen und slaggeii,
für die in einer Hafenftadt ja immer ein Abfatz gewährleistet ift.

An der Ernährungswirtfchaft ist Königsberg mit zahlreichen Be-

trieben der R a h r u n g s in i t t e l i ii d u ft r i e beteiligt. Grofze
Brauereien in Ponarth«, Schönbufch.-·, Devaiu und

anderen Stadtteilen, fowie grofze L i k ö r - und S e l te r w a f f e r -

fabriken haben fich in der ganzen Provinz einen führendenRamen ge-
macht. Der weltberühmte Königsberger Marzipan bedarf eigentlich
keiiier näheren Erläuterung, fein Ruf fpricht für ihn. In diefen Zweig
gehören auch einige gröfzere Süfzwafferfabriken Königsbergs Stellung
als Seeftadt hat felbftoerftändlichaus einem recht umfangreichen Z i f rh -

h a n d e l auch einige Unternehmungen für K o n f e r vie r u n g von

sifrhen entstehen laffen. In sdie Lebensmittel-Industrie gehört ferner sdie

Königsberger Kühlhaus- und Kriftalleisfabrik A.-G. Und fchlieleich
feien — wenn auch zur Zeit nicht im Betrieb — die Ostpreus
fzifchen sleifchwarenwerke genannt, die modernfte und gröfzte
sleifchwarenfabrikationsftätte Oftdeutfchlands — deren riefige Werk-

ftätten iin Hsardersshsofliegen.
In die recht lange Kette Königsberger Induftriebetriebe reiht fich

auch an hervorragender Stelle die E l e k t r o w i r t f ch a f t ein, die
in dem fast die ganze Provinz oerforgenden 0 ft p r e u fz e n iv e rk den

gröfzten Stromerzeuger Ostpreufzens befitzt. Einen zwar kleineren, aber

nicht weniger bedeutenden Anteil daran hat auch das E l e k t r i z i t ä t s-

w e r k d e r S t a d t K ö n i g s b e r g. Die Elektroinduftrie ergänzend
haben fikh in Oftpreufzens Hauptstadt grofze Unternehmungen des Reiches.
die fich mit der Herstellung elektrifcher Apparate befaffen, niit fehr be-
deutenden Zweigftellen niedergelaffen, wie S i e ni e ii s

, A E G ,
B e r g —-

inann u. a. Aus der chemifchen Industrie find in Königsberg
einige sabriken zu nennen, die Ole und sette erzeugen

— unter ihnen
die alte Seifenfabrik von Gamm und Sohn —, ferner
Färbereien und Reinigungsanstalten, eine im Aufbau begriffeiie Lack-

farbenfabrik ufw.
Eine Sonderstellung nimmt die von der Preufzifchen Bergwerks- und

HütteiisAktiengefellfchaft mit Rohmaterial oerforgte B er iift e i n -

M a n u f a k tu r ein, die ihre Erzeugniffe an Schmuck- und Schnitz-
arbeiten als einzigftes Unternehmen ihrer Art auf der Welt in alle

Länder der Erde fendet. Mit der Herstellung von Gebrauchs- uiid

Schmuikgegenftänden aus Bernftein befaffen fich neben der Manufaktur
noch mehrere andere gewerbliche Betriebe. Hian kommen fchlieleich iioch
die grofzeii kommunalen Betriebe, die als Verforgiingss
betriebe eine iinerläileiche Einrichtung einer modernen Grofzftadt find:
die Königsberger Werke für Gas, Waffer und Elektrizität, die Hafen-
betriebsgefellfrhaft und der Städtifche Schlachthof in Rofenau.

Den Verkehrsbelangen der Königsberger Indu-
ftrie stehen die groben, ausgedehnten Berkehrsioege der Deutfrhen
Reichsbahn, der auf weite Strecken fchiffbare Pregel, der
in nicht allzu ferner Zeit auch einmal an das Binneiiwaffer-
st r a fze n n e tz angefchloffen wird, ein neben den übrigen Hafenanlagen
Königsbergs eigens als I n d u st r i e h a f e n eingerichtetes Becken für
den feewärtigen Ver-kehr, fsoiwsie endlich- ein ausgebautes Land-—

ftrafzennetz, das in einigen Zahren noch durch die dann vollendete
R e i ch s a u t o b a h n nach dem Westen erweitert wird, zur Verfügung.
Die Werbung für Königsbergs Industrie hat die Deutfche Ost-
meffe übernommen, die ihr — wie der gefamtdeutfchen Wirtfchaft —

die Wege in den ofteuropäifchenWirtfchaftsrauin öffnet-
(Preufzifche Zeitung.)

Der Anteil der deutfchenslämmean der Riickliefiedlungder Dfllande
Die politifche Wiedergewinnuiig des Ostraums, feine wirtfchaftliche

CklkblleftUUg Und kulturelle Geftaltung find ein G e m e i ii f ch a f t s —-

werk des deutfchen Volkes.

DLISdeutscheVolk aber, feiner Raer und Geifteshaltung nach iin

IpelenkllkbknUOkPllkkzbestimmt, begegnet uns feit Beginn feiner gefchirht-
lichelnSendung in einer Vielfältigkeit von Stäm men. Sie stellen fein
llkzexkllkbes,»durch Wanderungen,Kriege, Auffpaltungen und Zufammen-
fchluffebeeinflllktkesCIZngfugedar. Das Schickfal formte fie, einheitlich
in den großenWElSIISIUgM,Verfchieden in einzelnen Eharaktereigenheiten.
thun Schicksal —- eines Volkes, eines Stammes, eines Menfchen — ge-
hort die Landfchaft. Ihre geographifchen, geologifchen, klimatologifrhen
und auch politifchen Sonderungen prägen langfani, aber gewaltig Volks-
tum iind Stammesart.

Die kleineren STIMMEN-DEver»derBölkerwaiiderungden deutfchen
Raum erfüllen, fchliefzenfich in»deiikampferifchen Zeiten feit dem Z. nach-
cl)riftlichen Jahrhundert zu größerenBerbänden zufammen. Diefe find
es, die gefchichtlirh und geistig die E n t w i ck l u n g d e s le tz t e ii

Z a h r t a u f e n d s getragen haben.

Der gefamte deutfche Raum hatte durrh den Abzug dek Oftgermanen
und ihrer zwifchen Oder und Elbe anfäffigenRachbarn eine unfer ganzes
Sein gefährdendeVerengung erfahren. Auf fchmalfter Scholle fand lich

vor taufend Zahren uiifer Volk zufammengedrängt,abgeriegelt durch die

westwärts flutenden Slawen, die über die Weichfel bis zur Elbe und
Saale gestofzen waren; begrenzt durch Rordfee und Alpen; in hartem
Kampf mit dem aus Kelten, Römern und Germanen erwachfenden, ziini
Rhein verlangenden franzöfifchen Volk.

Zriefe n rangen an der Rordfeekiiste, an Burhten und auf Infeln
mit dem mörderifchen ,,blanken Hans«. Ein starkes Gefühl von Kraft
und Freiheit ward ihnen eigen; aber das harte, ständig bedrohte Leben

liefz ihnen wenig Zeit für ein weiter ausgreifendes politifches Wirken.

Südlich von ihnen, in den fast endloer Weiten, in den Heiden, Mooren
und breiten Ackerflächen des nördlichen stachlands bis zu den Harz-
und Weferbergen fiedelte, niannigfach gegliedert, der Stamm der S a ch -—-

fe n. vielleicht der Urstamm, die Urzelle unferer Raffe. Weiter füdwärts,
eine bewegte Bergs und Hügellandfchaft bewohnend, grenzten die E h ii -

ringer. Sie bildeten gegenüber dem niederdeutfchen Volkstum deii

initteldeutfchen libergang zum 0berdeutfchtum, das am Main beginnt.
Viele Kleinftämme fiiid es gewefen, aus denen die s r a n k e n erivuchfeii.
Main-, Rhein-s und Mofelfranken bevölkern jene herrlichen deutfchen
Gaue, in denen die Rebe wächst, deren Saft das Blut leichter durch
die Adern strömen läßt. Mit dem Rhein aber wanderte der fräiikifrhe
Stamm in das Cieflaiid bisczurMündung des Stromes, bis zur Rords

fee. Um den Oberrhein, im lfafz, in Schwaben, in der Schweiz fand der



a l e m a n n i s ch - s ch w ä b i s ch e S t a m m seinen Raum; östlich von

ihm, von den Donauufern bis ins Hochgebirge hinauf, der b a g e r i s ch e.

Sachsen, Thüringer, Franken und Bayern waren es,

die an der Elbe, der Saale und den böhmischenRandgebirgen den sla-
wischen Vormarsch aufhielten. Sie bildeten im 10. Zahrhundert, das
die entscheidende Entwicklung zum bewuszten Deutschtum bringt, unsere
oö lkisch e Ostfrontl Von ihnen ging der Gegenston aus, der zur
Bziedergewinnung des alt-germanischen Ostraums geführt hat·

Dem bagerischen Stamm, der seine Bauernschaften in die Alpen-
täler und längs der Donau ausschirkte, danken wir die-Schöpfung der

ersten deutschen Ostmark, die den Ramen Ost-Reich, Ost erre i ch, er-

hielt. Durch Bauern, vornehmlich aber durch Franken und Thüringer,
erfolgte die Besiedlung Böhmens, wohin das slawische Volk der

Tschechen eingedrungen war. Zu wechselvoller Geschichte, die zeitweise
die böhmischen Könige sogar zu Trägern der deutschen Kaisergewalt
machte, miszlang schließlichdoch die völlige Eindeutschung des böhmischen
Kessels, in dem heute auf zwei Tschechen ein Deutscher gezählt wird.

Erfolgreicher als in Böhmen waren die Franken und Thüringer
bei der Erschlieszung und Besiedlung der Meiszenschen, lau-

sitzischen und schlesischen Landschaft. Hier bildete sich in

friedlicl)——kulturellerliberwindung wendischer und polnischer Völker-
schaften ein stammesmäszig nnd geistig stark einheitlirhes, mitteldeutsches
Gepräge. Reich waren die Berge an Schätzen, reich die Acker an Frucht-—
barkeit. Zahlreiche Städte entstanden, Heimat kunstsinniger, liederfroher
Menschen. Siedlungsgeschichtlich gehört auch Böhmen zu diesem mittel-

dentschen Raum. Grofz ist die Bedeutung Prags für die neue deutsche
Bildung. Hier, also auf Kolonialboden, wurde D eutschlands e rste
ll n i o ersität gegründet. Bon Prag zogen in nationaler Bedrängnis
Studenten und Professoren nach Leipzig, wo, ebenfalls in deutschem Reu-

land, eine zweite Universität entstand. Auf mitteldeutschem Boden finden
wir die Anfänge einer (fälschlich ,,Hochdeutsch«genannten) Gemein-

s ch aftssprach e. Die Lebensfreude des Schlesiers wurde zeitweise
durch schwerste Röte überschattet: Gerade über dieses Grenzland gingen
vernichtend die Mongolen-—und Hussitenstürmehinweg· Waren es diese
Erfahrungen, war es altsränkisches Erbe oder Einschlag aus der Seele

östlichen Volkstums, dasz gerade in Schlesien eine grüblerischeReligiosi-
tät, eine mgstische Gottschau erwachen? Von Zacob Böhme und Angelus
Silesins geht durch die mitteldeutsche Geisteshaltung eine Linie bis zu den

schlesischen Dichtern und Gottsuchern der Gegenwart.
Roch bedentungsvoller aber für die deutsche Geschichte wurde das

S i e d l u n g s w e r k d e r S a ch s e n. Ein kernhafter, zäher Vienschen-
schlag, ein Stamm von Bauern und Helden: Sie waren es, die bis zu
den Tagen des Frankenkaisers Karl am erbittertsten für Glauben, Art
und Freiheit ihrer Väter gekämpft hatten, die auch nach der Einbezie-
hung in das Reich herb und treu ihre Eigenart bewahrten, um endlich
selbst Gestalter und BZalter deutschen Wesens und deutscher Grösze zu
werden. Was den Erben Karls, was selbst einem Ludwig dem Deutschen
niiszriet, die Schöpfung eines geschlossenen deutschen
Sta ates, gelang dem sächsischenStamm. Er stellte den ersten wahr-
haft grofzen König. den genialsten mittelalterlichen Verfechter deutscher
Totalität. Es war Heinrich I., der Sachsenherzog, der als deutscher
König ein Aufbauprogramm übernahm und durchführte, wie es ähnlich
erst nach einem Zahrtausend wieder, also heute, vorliegt und von dem

Führer des Dritten Reiches in Angriff genommen wurde. Heinrich l.

sicherte an allen bedrohten Grenzen den deutschen Raum, gewann die

entrissenen Nord-, West- und Südostmarken zurück,schmiedete des jungen
Reiches Einheit, legte den Grund zur sozialen und innenpolitischen Ge-

staltung Deutschlands und krönte sein unvergängliches Lebenswerk, in-
dem er unserm Volk den W e g zu m O st e n eröffnete. An der mittleren,
oberen und unteren Elbe kämpfend, gibt er ungezählten Geschlechter-
folgen, gibt er der ganzen deutschen Geschichte Weg und

Ziel. Berheiszend klingt damals zuerft der Name Brandenburg auf.
Heinrich I. und in erfolgreicher Arbeit sein Sohn Otto I., der

Große, sichern der deutschen Kultur das Recht auf das ooreinst
germanische, dann überfremdete Ostland. Rückschläge vermögen nur

aufzuhalten, nicht aber zu hindern. Das Werk nimmt seinen Fortgang.
Während der hohenstaufische ömperialismus die Kräfte der Ration

im Mittelmeerraum vergeudet, dringt sächsische Zähigkeit, sächsischer
Zielwille unaufhaltsam vor und fügt jenseits Elbe und Oder Mark an

Mark, Gebiet an Gebiet. Zu den Gräszten dieser Zeiten rechnen wir

Heinrich den Löwen, dessen machtvollen Oststaat freilich Bar-

barossa zerschlug — eines der bittersten Ereignisse unserer Geschichtel

Aber andere Fürsten und Führer traten an des Löwen Stelle, so die
Aska nier, so ihre späteren Nachfolger, die Hohenzo l l ern

Das Land um die Ostsee wurde deutsch, man darf auch
sagen: sächsisch.Von Holstein bis Pommern und Brandenburg ging der

niedersächsische Bauerntreck. Die Schiffe der Hanse pflügten das

Baltische Meer. Von Liibeck aus ward Riga gegründet. Pflug und

Kreuz eroberten den Boden. Dörfer und Städte erwuchsen ohne Zahl.
Aus gotischen Domen klang das Geläut deutscher Glocken. Die slawischen
Fürsten selber waren es, die den deutschen Menschen herbeiriefen und
— vor der faustischen Grösse der Reulandschöpfung kapitulierend —-

Deutsche wurden.

Das unsterbliche Werk des Riedersachsentunis fand seine Krönung
durch die heroische Tat des Gesamtdeutschtums im
äufze rsten Osten, um Weichsel, Pregel und MenieL Hier pflanzte
der Deutsche Ritterorden das Panier seines Glaubens und
seines Volkstums auf. Hier entstand in der mustergültigen Arbeit aller

deutschen Stämme eine Groszmacht, die in den Zeiten ihrer Blüte von

der Reucnark bis Gotland und Estland reichte. BZard sie auch, auf ein-—-
samem Borposten, verraten und zertrümmert, so blieb doch ihr Kern-
stück: Ostpreuszeir Brandenburg aber und Ostpreufspzenfanden sich
zusammen zum Brandenburgisch-preuszischen Staat.
dem die deutsche Zukunft gehörte. Er reiste zur Vortnacht im Ostranm,
als sein Adler die Schwingen auch iiber Pommern und das Weichselland,
Schlesien und Posen spannte.
öm Staat Friedrichs des Groszen bildete sich über das

Stammesbewusztsein hinaus eine geistige Kraft: das P r eu sze ntu ni.

Ka nt prägte in der preuszischen Krönungsstadt Königsberg den Begriff
der Pflicht als den gültigen Grundsatz menschlichen Handelns. Das
Werk der ostdeutschen Geschlechter, der Bauern, Bürger und Ritter-, der

Hochmeister und Könige erhielt in der Formulierung des kategorischen
Smperativ die letzte und tiefste Begründung. Aus dem kategorischen
ömperativ der Pflicht fuhr vom Osten her der Freiheitssturin
über unsere Gaue, Deutschland von der Zwingherrschaft Rapoleons be-
freiend. Aus ihtn erbaute Bismarrk, der Riedersachse und Preusze.
das BZerk der deutschen Einheit. Aus ihm zog (t")eutscl)land die Kraft
seines fünfjährigen Ringens gegen die Welt.

Aus dem Bewusstsein des unbedingten Befehls der Pflicht legten
zwei Männer des deutschen Ostraumes, der Riederdentsche Paul von

Hindenburg und der Oberdeutsche Adolf Hitler, die Hände in-
einander. Aus diesem Bewusstsein, dem Deutschland das Lebens- und
Kraftfeld des Ostens verdankt, schafft unser Führer das D r i t t e R e i ch.
ön diesen kurzen Ausführungen ist in grofzen Zügen der Anteil der

deutschen Stämme an der Rückbesiedlung der Ostlande dargelegt. Rot-

wendig und wichtig ist die Erkenntnis, aus welchen rassischen Bestand-—
teilen unser Volk erwuchs, in welchen stammesmäfzigen Formungen sich
seine geschichtliche Arbeit vollzog, und wie aus ihr die grösste Tat der

bisherigen deutschen Geschichte ward: Die Kolonisation des Ostens, die
das deutsche Bolk zu seiner groszen Sendung überhaupt erst befähigte.
Mit Dank verzeichnen wir, dafz die Wissenschaft der Gegemvart sich den

Fragen der Stammes-, Volks-— und Rassenkunde in steigendem Maske
zuwendet. Bedeutsam sind hier namentlich die Forschungen des dem mittel-

deutschen Kolonialraum entstammenden, lange in Königsberg und jetzt
in Wien tätigen Literarhistorikers Prof. Z oseph R adler. Er war

es, der schon seit langem den Blick dafür geschärft hat, dasj auch unser
Schrifttum eng und unlösbar mit Blut und Boden verbunden ist. Sein

neuestes Buch: »Das stammhafte Gefiige des deutschen
B o l k es« (Berlag Kösel und Pustet, München) musz als eine wirkliche
Lebenskunde und Lebenslehre unseres Volkes angesprochen werden. Er

zeigt, wie aus der Wesenhaftigkeit des hochdeutschen und niederdeutschen
Muttervolkes nnd aus dem Volk des ,,deutschen Herzraums« (Thü-—-
ringen) die Reustämme und Siedelgemeinden des Ostens geworden sind.
»Manmufzdas,wasimDonauraumundwasanderOst-
see geschehen ist, gleichermaszen als deutsche Ge-

schichte lesen.·· Die deutschen Stämme sind Glieder eines Leibes,
dessen Wille das Reich ist. Das Reich der Deutschen, die über den

ostdeutschen Raum hinaus zum Weltvolk geworden sind, musz zur gei-
stigen nnd seelischen Einheit werden. Heute finden wir uns, nachdem
Zahrhunderte lang unsere beste Kraft«sichgegen uns selbst gerichtet hat.
zu uns und unserer Art zurück. Wir wissen, das-z das Werk unseres
Führers die geistige Einheit unseres Einhundertmillionenvolkes ver-

Hei-ket-rØz--«-siir317uttcruichind.«
Let?eine Spmdenka

»O

wirklichen wird. Dr. L ü d t k e.
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Die Erfolge der Arbeitsfchlacht in Schlefiem
Rach den Berichten des Landesarbeitsanites Schlesien betrug die

Arbeitslosenzahl in Schlesien E n d e J a n u a r l 9 Z Z 4 8 7 7 S 9,
Ende Juni 1934 nur 194 496. Diese Zahlen sind ein so
imponierender Beweis für die Aktivität, die der Rationalsozialismus auf

dem Gebiet der Arbeitsbeschaffiing entfaltet, dafz alle Rörgler darüber

verstummen sollten.

Die Arbeitslosigkeit in Schlesien betrug:

Zeitpunkt 1934 1933

Ende Januar 314 937 487 789

» Februar 289 856 485 81 l

» März 211 336 447 117

» April 190 265 406 Z 18

»
Mai 189 711 379 071

» Juni 194 496 366 162

Den starken Einflufz der Jahreszeit auf den Ari-

beitsmarkt bringt die folgende tibersicht zum Ausdruck. Es be-

trug der Rürkgang der Arbeitslosigkeit gegenüber dem Monat Januar:

Zeitpunkt 1934 1933

Ende Februar 25 081 l 978

» März 103 601 40 672

» April 124 672 81 471

»
Mai 125 226 108 718

» Juni 120 441 121 627

Im laufenden Jahre hat die Zunahme der Beschäftigten in Schlesien
schon im F e b r u a r u n d M ä rz den Höchststanderreicht. In den beiden

Monaten Februar und März erhielten nicht weniger als 103 600 schle-
sische Arbeiter Beschäftigung, während die Unterbringung dieser selben
Arbeitslosenzahl im Vorjahre fast vier Monate beanspruchte. Die Zahl
der männlichen Arbeitslosen ging von 251457 Ende Januar auf
151 171 Ende Juni zurück, also um 100 286 oder um rund 40 o. H»

die Zahl der weiblichen Arbeitslosen verminderte sich von 63 480

auf 43 325, also um 20155 oder um rund 32 v. H. Die günstige
W etterlage erlaubte schon im letzten Drittel des Monats Februar,
»das Tempo der Arbeitsaufnahme zu beschleunigen. Diese Entwicklung
ist aber auch auf »die Initiative aller beteiligten
Stellen in Schlesien zurückzuführen,die sorgfältig die Vor-

bereitungenfur die Arbeitsschlakht im Februar trafen. Die schlesische
Wlxkichoftspat jpfocge der zielbewufzten Mafznahmen der Reichs-

regierung wieder in der Lage, von sich aus den Markt zu beleben,
woran insonderheit die Metallindustrie, die Industrie

der Steine und Erden und das Baugewerbe beteiligt
waren. Im März setzte dann eine sprunghafte, mit keinem Vorfahr ver-

gleichbare Besserung ein, an der die einzelnen Berufe verschieden hohen
Anteil hatten. Rarh diesem kräftigen Vorstosz mufzte sich d a s T e m p o

des Einsatzes im April abschwächeii. Ende Mai war die

Frühjahrsoffensiveabgeschlossen.
Die günstige Entwicklung der Auszenberiife, die Leutenot in der

Landwirtschaft und die Aufnahmefähigkeit der freien Wirtschaft liefzen
es, wie das Landesarbeitsamt erklärt, tunlich erscheinen, die Rot-

standsmafznahmen zugunsten der Privatinitiative
weiterabzubauen. Während im Mai noch 502268 Rotstands-
arb eite r im Reiche gezählt wurden, ging die Zahl im Juni um rund

110000 zurück, woran Schlesien allein mit 13593 Rotstandsarbeitern
beteiligt war. Das Landesacbeitsamt Schlesien zählte Ende Juni
nur noch 47 406 Rotstandsarbeiter; gegenüber dein

JO. April 1934 verminderte sich die Zahl um 22 297. Die Zahl der im

F r e i w i l l i g e n A r b e i t s d i e n st Beschäftigten bezifferte sich Ende
Mai in Schlesien auf 25816 männliche und 971 weibliche Dienstwillige.

Vergleiche der Verhältnisse in Schlesien mit der Lage in anderen

Landesarbeitsämtern zeigen, dasz S ch l e s i e n mit in d e r o o r -

deren Reihe djer hart mit der Arbeitslosigkeit
kämpfenden Gebiete steht. Im Mai 1933 entfielen im Reich
auf 1000 Einwohner noch 80,7 Arbeitslose, in Schlesien 80,6 (in Nieder-

schlesien allein 84,4); höhere Verhältniszahlen wiesen nur Brandenburg
auf mit 110,5 und das Rheinland mit 95,3. Ende Mai 1934 kamen im

Reich auf 1000 Einwohner 38,8 Arbeitslose, in Schlesien 40,3 (in Rieders

schlesien allein 4l,7); in Brandenburg waren es 58,8, im Rheinland 52,9.
In ungleich günstigerer Lage befinden sich Ostpreuszen mit 7,1 und

P o m m e r n mit 12,9 Arbeitslosen auf 1000 Einwohner.
Wie verschieden die Verhältnisse in den länd-

lichen und industriellen Bezirken liegen, beweist folgende
Darstellung; es betrug die Zahl der Arbeitslosen auf je 1000 Einwohner
im Mai 1934:

Riederschlesischer Industriebezirk . . . . . 12355 50,6

Oberschlesischer Industriebezirk . 27 772 53,3

Arbeitsamtsbezirk Ratibor . 9115 46,0

Arbeitsamtsbezirk Breslau . . . . . . . 65 857 87,4

Industriebezirke einschl. Breslau und Ratibor . 115 099 67,2

Restlichec Teil des LAA. Schlesien . 74 612 25,0
189 71 i 40,3LAA. Bezirk Schlesien .

Erich Koch eröffnet die Gltmeffe
Oberpräsident und Gauleiter Erich Koch eröffnete die 22. Deutsche

Ostmesse mit einer programniatischen Rede. Er sprach über die natürliche
Verbundenheit Deutschlands mit den östlichen Völkern, über den fried-
lichen deutschen Aufbau im Osten und über die unlösliche Verbundenheit
Ostpreuszens mit der Gesamtheit des Reiches:

Im Osten sind die Völker jünger als im Westen.
Meinungen und Stimmungen des Tages gehen bei jungen
Völkern weniger tief als bei alten. Ihre Instinkte für die Rot-

wendigkeiten des Lebens und für die Gesetze des Raumes sind un-
verbrauchter. D a s b e n a ch b a r t e P o le n hat als junges Volk die

Konsequenz aus der Rachbarschaft zu Deutschland gezogen und die neue,

auf ganz weite Sicht berechnete und «umfassende Friedenspolitik des

Führers bejaht. Polen hat dadurch, dafz es dank der Klugheit und des

Weitblicks seiner verantwortlichen Staatsmänner diese Politik aufgriff,
lich»selbst und der Festigung seiner unabhängigen europäischenMacht-

posction gedient Psychologische und materielle Rück-

s·k«blage,die niemals bei solchen Generalverständigungen ausbleiben

können,haben nicht ausgereicht, um den gesunden Rero

dieses neuen politischen Verhältnisses zu gefähr-
d en. Sie werden auch in Zukunft dazu nicht ausreichen.

Andere junge Völker haben das Gesetz des Ostens
und seines Raumes nicht mit derselben Klarheit er-

kannt wie Polen· Die Betrachtung von Einzelfragen ist öfters der
Erkenntnis der groszenZusammenhängeund ihrer Folgerungen voran-

gestellt worden. Wir werden allen Maßnahmen, diegegen die Ehre und
das Recht des dEUtichMYOlkesgehen, mit Festigkeit zu begegnen wissen.
Im übrigen arbeitet ganz einfach die Zeit für uns.

Die natürlichenLObMPgEielzewerden schlieleich jede Vereinzelung über-
winden uix

die gemeinsamenInteressen zum Durchbruch bringen.
Die atsarhe, dafz die naturlichen Gesetze des Lebens der Völker,

insbesondere des Wirtschaftslebens,stärker sind als alle Willkür, wird

bewiesen durch die Veschickung dieser Messe. Roch niemals ist die Ost-
messe so stark beschickt worden wie heute. Obwohl die öffentlicheMei-

nung der Welt die Lage im Osten passimistisch ansieht, erreicht die

Deutsche Ostmesse einen Rekord.
Es ist also den krampfhaflen Versuchenaller möglichen Zwischen-

träger nicht gelungen, die Atmosphäre Osteuropas bis in die tiefen uiid

tragenden Schichten der Völker hinein zu oergiften. Die Friedenspolitik
Adolf Hitlers, die allein den natürlichen Gesetzen des Ostraumes ent-

spricht, setzt sich organisch durch.

Schon im ersten Jahre seit der Machtübernahme des Führers ist
praktisch jede Arbeitslosigkeit in Ostpreuszen beseitigt worden. Diese
Tat ist nicht nur eine Tat des Staatsapparates. sondern eine Tat der

gesamten ostpreufzisrhen Bevölkerung, die in einmütiger Geschlossenheit
aii diesem Werke mitgearbeitet hat. W i r h a b e n a l l e i n im

Jahre 1933 landwirtschaftlicheFlächen melioriert
in einem Umfange, der das Sechsfache der Vorjahre
b eträg t. Wenn diese Maßnahmen, die im Jahre 1934 noch gesteigert
sind, abgeschlossen werden, dann werden wir d i e o st p r e u fzi s ch e

landwirtschaftliche Anbaufläche um 10 Prozent oer-

m ehrt haben, d. h., anders ausgedrückt, wir haben dann fast vie r

Landkreise in Ostpreuszen im Frieden gewonnen.

Der Strafzenbau in Ostpreuszen ist bisher stark vernach-
lässigt worden. Richt zuletzt war hieran die wirtschaftliche Schwäche
Ostpreuszens schuld. In dem einen Jahre 1933 haben wir durch Instands
setzung eine Wegstrerke ausgebaut. die in ihrer Gesamtlänge
der Strecke von Königsberg bis Basel, nämlich insgesamt
1400 Kilometer, entspricht.

In einem Jahre haben sich in Ostpreuszen die Sparkassen-
einlagen um 26 Millionen RM vermehrt. Der Güter-

umschlag der Reichsbahn ist stark gestiegen. Die Umsatzsteuer hat sich
nicht unerheblich vermehrt. Kurz, auf allen Gebieten des Lebens ist ein

Zug zur Gesundung und zum Aufstieg bemerkbar.

Es hat diese Arbeit mit Erfolg nur deswegen in Angriff nehmen
können, weil es unter dem Schutze eines starken und dauerhaften Re-

giments zum ersten Male wieder das Gefühl absoluter natio-
n a le r Sich er h e it bekam. Rur das gibt die Kraft und die Möglich-
keit, weitreichende Pläne, die zum Teil erst unsern Kindern zugute
kommen, in Angriff zu nehmen. Vor allen Dingen fühlt aber Ostpreuszen
jetzt, dafz das Herz des ganzen deutschen Volkes mit ihm schlägt. Die

Besucherzahl im Fremdenverkehr aus dem Reiche ist
gegenüber der vornationalsozialistischen Zeit u m d a s M e h r f a ch e

gest i egen. Wir sehen hierin nicht eine wirtschaftliche Angelegenheit,
sondern ein Zeichen der inneren Verbundenheit des Reiches mit Ost-
preufzen. Es ist daher auch nicht verwunderlich, dasz noch niemals der

Reichsgedanke in Ostpreuszen selbst so stark verwurzelt war wie iiii natio-

nalsozialistischen Staate. Ostpreuszen und das Reich sind eins
nnd nichts kann uns trennen.



In ostpreußischen Küsten- und Hafenstädten lagerii dann und wann

Berge von Ratursteiiien, die aus der See geholt worden sind und ent-

weder in der vorgefundenen Form als ,,Borlage« für Molen verwendet
oder für den Straßenbau geschlagen werden. Diese aus der See ge-

holten, ,,gezangten«Steine werden durch eine kleine Gruppe Von Schiffern
beschafft, die sämtlich in Tolkemit am Frischen Haff anfällig
sind und —. wenn genügend Aufträge da sind — fast nur das Steine-

zangen betreiben. Gegenwärtig wird nuran einer Stelle der Ostsee nach
Steinen gezangt, und zwar an der Samlandküste. Die Zangstellen liegen
etwa vom Albertuskreuz bei Tenkitten bis Rosehnen bei Eranz. Haupt-
sächlich wird das Steinriff bei Palmnicken und Brüster-
ort aufgesucht. Das Zangen von Steinen ist nur auf Grund eines

Zangscheines gestattet, den die Regierung bzw. das Hafenbauamt in

Pillau ausstellt. Für zwanzig Fahrzeuge, die sämtlich in Tolkemit be-

heimatet sind, find gegenwärtig solche Scheine ausgegeben. Diese Geneh-
migung zum Zangen von Steinen wird nur unter bestimmtenBedingungen
erteilt. So dürfen Steine nur in einer Entfernung von mindestens
500 Meter von der Küste und aus einer Tiefe von mindestens 6 Meter

gehoben werden. Durch die Festsetzung dieser Mindestentfernungen und

stieer will man den natürlichen Schutz der samläiidischen Steilküste
gewährleisten. Meist zangen die Schiffer heute aber erst in etwa

1000 bis 1500 Meter vom Strande, weil näher zur Küste
die Steinlager schon ausgebeutet sind. Jedes der Steinzanger-
Fahrzeuge (es find das Segler bis zu 180 Tonnen) erfordert eine

Besatzung von mindestens fünf Mann. Gewöhnlich halten zwei Fahrzeuge
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»Steinezangen« in derOstsee.
zusammen einen Taurher, der die Steine auf dem Meeresgrunde
sucht und in die Zangen legt. Zu den Gerätschaften eines jeden Fahr-
zeuges gehören vier Zangen, die je nach der Größe des zu hebenden
Steines angesetzt werden. Das Heben der Steine, das keineswegs unge-
fährlich ist, erfolgt heute meist schon durch Windemotoren, durch die das

mühsame Hochwinden von Hand erspart wird. Wie lange es dauert,
bis eine Ladung Steine gezangt wird, hängt vom Wetter und Wasser ab.
öst das Wetter gut und das Wasser klar, so kann die Ladung von etwa
50 bis 60 Kubikmeter schon in anderthalb bis zwei Tagen geschafft sein.
Sturm und trübes Wasser verlängern diese Zeit jedoch wesentlich. Wenn
genügend Aufträge vorliegen, so daß fortlaufend gezangt werden kann,
fo vermögen die Steinezanger durchschnittlich 14 bis 15 Ladungen
im Jahr zu schaffen. Die Abnahme der Steine erfolgt durch einen

E i ch m eift er. Jedes Schiff hat an seiner Außenwandung eine Anzahl
Eichpegel,und der Eichschein, der immer für fünf Jahre gilt, zeigt Okl-
wieviel Tonnen die Ladung bei dem jeweiligen Tiefgang des Schiffes
umfaßt. Aus der Anzahl der Tonnen ergibt sich dann die Zahl der Kubik-
meter der Ladung, wobei je l,7 Tonnen einem Kubikmeteer Steinen

gleirhgesetztwird. »DieTolkemiter Steinfisrher haben im Laufe der Jahre-
Steine nicht iiur fur die ostpreußischenHafen-s und Küstenbauten,sondern
auch nach Danzig, Dievenoiv-,Swinemiinde, Saßnitz, Stralsund usw. ge--

..-liefert.·Ein im vergangenen Jahre erfchienener Roman von A. Karrasch
»Stein, gib Brot«, der im ,,Bölkischen Beobachter« abgedruckt
wurde und nun auch verfilmt werden soll, schildert das Leben der Stein-
fisrher in der harten Acotzeit der Arbeitslosigkeit

·

700 Jahre Bad Warmbrunn
Der iveidwunde Hirsch von Bad Warmbrunn, der feine Wunde in

dem heißen Sprudel badete und hierdurch den ihn verfolgenden Jägern
des Herzogs Boleslaus angeblich die Heilkraft der Therme verriet,
gehört ebenso in das Reich der Sage wie der Eber von Wildbad, die

Hunde von Karlsbad und andere kluge Tiere, denen sehr viele deutsche
und ausländischeKurorte ihre Entdeckung zuschreiben.

Als sicher anzunehmen ist jedoch, daß die Geschichte des Bades
Warmbrunn wesentlich weiter zurückgreift als bis zum Jahre 1281, aus

dem die erste uns bekannte Urkunde über den Ort stammt, die die

heutige Thronik begründet. Herzog Bernhard von Fürstenberg schenkte
nach diesem Dekret dem neben seinen ritterlichen übungen vor allem

Krankenpflege treibenden Johanniterorden den Ort ,,callidus
sons« (Warmer Brunnen) und dokumentierte hiermit den eigentlichen
Berwendungszweck der schon als heilkräftig erkannten Thermen im

Interesse der kranken und leidenden Menschheit. In der Folgezeit kam

der Ort in den Besitz jenes Geschlechtes, das heute noch am engsten
und innigsten mit ihm verbunden ist, nämlich der Reichsgrafen S chaff-
gotsch oder, wie sie damals hießen, der Ritter Schoff, die 1381 das
Gut Warmbrunn kauften und es später der Herrschaft Kynast ein-

verleibten.
Bon wesentlicher Bedeutung für die Entwickelung des Badelebens

erwies sich die im Jahre 1403 durch thsche Schoff Il. erfolgte Be-

gründung einer Eisterziensec-Propstei in Warmbrunn, die

er mit vielen Rechten und Schenkungen ausstattete, worunter sich auch
der ,,ummauerte Born« mit sprudelndem warmen Wafser vor dem Hofe
befand. Durch mehr als 4 Jahrhunderte behauptete sich nun neben der

Herrschaft Schaffgotsch das Kloster bis zur Säkularisation im

Jahre 1810, und beide Gewalten waren mit Fug und Recht für best-
mögliche Auswertung ihres Quellbesitzes besorgt. Das älteste
Literaturdenkmal über das ,,Hirschbergische Warme

Ba«d«, wie es nach dem damals bekannteren Rachbarorte hieß, ist ein

Brief vom 15. Januar 1569, den der Kurfürstlich-Brandenburgische
Medikus Dr. Taspar Hoffmann an den Kurfürstlich-Sächsischen Leib-

medikus Paulus Luther schrieb und der sehr eingehend handelt »Bom
Warmen Brunnen bei Hirschberg und seiner Kraft, Wirkung. Rutz und

Gebrauch: auch wie man sich dazu schicken und bereiten soll«. Etwas

seltsam ist die Dauer der Kur, für die man 100 Badestunden als not-

wendig erachtete, und zwar so, daß man täglich vormittags drei bis

vier Stunden und nachmittags abermals solange badete. Auch die Trink-

kur wird bereits empfohlen. Später schaffte man die 100-Stunden-Kur

ab und setzte an ihre Stelle eine vierwöchige, welcher Brauch sich bis
in die heutige Zeit erhalten hat«
Selbstverständlich brachte der Aufschwung des Badelebens eines rege

Bautätigkeit mit sich, und der Freiherr Hans Ullrich von Schaffgotsrh
ließ im Jahre 1627 das Gräfliche Bad vollkommen neu aufbauen, wo-

bei sich das tragische Mißgeschick ereignete, daß am 17. September die

Kuppel einstürzte, 10 Personen im Bade erschlug und 3 schwer ver-

letzte, fo daß man die Arbeit nochmals von vorn beginnen mußte.
Weitere Baupläne wurden durch das unglücklicheSchicksal des Frei-
herrn zunichte gemacht, der infolge seines Anschlusses an Wallenstein
1634 als angeblicher Hochverräter vom Kaiser gefangengenvmmenund
in Regensburg hingerichtet wurde. Dagegen nahm sich die Propstei
nach Abschluß des Dreißigjährigen Krieges des Bades fehr an, und der

baufreudige Griisfauer Abt Bernhard Rosa errichtete 1662 das

Propsteilirhe Bad (Kleines Bassin) und 1689 bis 1692 das »Lange

Haus« ·(dieheutige Badeverivaltung) in lebendiger Fülle baroiker
Phantasie. Das letztgenannte Gebäude, das durch einen gederkten Gang

mit dem Bassin verbunden war, diente ausschließlich der Gäste--
beherbergung und stellt somit das erste bekannte Kurhaus des Bades
Warmbrunn dar. Alle- diese Bauten legten Zeugnis ab von der zu-
nehmenden Bedeutung des Bades und feinem Anpassungswillen an eine
vornehme Badegesellschaft. öhrer Zusammensetzung nach bestand diese
ebenso aus der polnischen wie der schlesischenAristokratie, zu der nach
dem Umschwungdurch die friderizianischen Kriege allmählich die preu-
ßische Aristokratie hinzukom. Daneben war es eine Schirht besser-—
geftellter Bürgerlichkeit, die Warmbrunn aufsuchte. Eine reiche Ent-
faltung erlebte das gesellschaftlirhe Kurleben zu Beginn des 19. Jahr-
hunderts, die die Erbauung des reizvollen, noch heute zu den schönsten
schlesischen Bauten gehörenden Gesellschaftshauses »Galerie«, das von.

Preußens Konigin Luise eingeweiht wurde, und später des Kurtheaters
zur Folge hatte. Klangvolle cZiamen von Dichtern und Künstlern weist
die Kur- und Freindenliste jener Zeit auf, so Goethe, E. Th. Hoffmann,
der mit dem Dichter-Brüderpaar Eontessa, dem Breslauer Schriftsteller
Schall und dem Saganer Dichter Tarl Weisflog hier usammentraf.
die Maler Earus und Easpar David Friedrich, später offmann von

Fallersleben und Carl von· Holtei, der das Kurtheater mit einweihte.
Als schließlich die Berkehrsverhältnisse sich besserten, wurde der

Zustromder Gästefo groß, daß man — auch im Hinblick auf die ge-

steigertenhygienischen Bedürfnisse —- seitens der Herrschaft Schaffgotsch.
der inzwischen wieder durch den Rückkan der säkularisierten Propstei
alleiniger Badebesitzer geworden war, daran ging, neue Badehäuser zu
bauen. Die im größeren Umfange benötigten Mengen Therinalwasser
beschaffte man durch Bohrungen, als deren Ergebnis die Auffindung
der »Reuen- Quelle«, der Ludwigsquellen und der Antonienquelle ver-

zeichnet werden konnte, deren Teinperaturen mit 44 Grad Eelsius natür-
licher Wärme die der bekannten Bassinquellen noch übertrafen. Das

regeönteresse von Wissenschaftlern aller Art, Ärzten, Ehemikern usw.
schuf die Grundlage für die Spezialisierung des Kurvrtes als aus--

gesprochenes Heilbad bei Rheuma, Girht, öschias, Nerven-, Haut-
und Frauenleiden sowie den verschiedenen vorzeitigen Altersstörungen.
Trotz mancherlei Schwierigkeiten aller Art, trotz Weltkrieg, önflation
und Deflation hatte sich das Warmbrunner Badeleben auch weiterhin
ganz außerordentlich gehoben, so daß ein Umbau der Bäderanlagen zur
Notwendigkeit wurde. Der derzeitige Besitzer des Bades, Reichsgraf
Friedrich Schaffgotsch. veranlaßte die 1928 begonnene großzügige
Sanierung des gesamten Thermalauellengebietes, an die sich der ge-

waltige, 1933 vollendete Reubau des mit allem Komfvrt und den

balneotechnisrhen Reuerungen ausgestatteten. direkt über den Quellen

stehenden Kurs und Badehotels »Quellenhof« schloß.
G e o r g R a v e.
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Persönliche Nachrichten.
Verlobt: Postinfpcktor Erich Neumann, Stettin (früher Demmin nnd

Soniinerberg bei Verent Westpreußens) mit Fräulein Edith K n o ll.

20 Fegerotåthtxgem
Otto Krause, Postfekretär i. R. in Misdroij, Oftseebad, arir

Gestotbem Oberwachtnieister t. R. Her-wann Lutz in·Sagan (Nd.-Schlcf.),
Rochugiveg 1, früher Wottstein (Posen), am 10. 8, 92 J. (Kriegsteilnehrner 1866 u.

1870s71, mit E. K.; von 1878 bis 1896 Oberwachtmeister des Kreises Bomst); Staat-
licher Hegcmeister i. N. Heinrich Loj ewski, Demm1n, Campstraße 12, früher
in Hasenwinkel Kre. Pr. Stargard, 65 Jahre.
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